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Das Recht der Ernennung und Entlaſſung der Reichs⸗ 
und Landesbeamten 


unter beſonderer Berückſichtigung der Verhältniſſe in der Verwaltung des Reichs- und Preußiſchen Miniſteriums 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Von A. Lehmacher, Regierungsoberinſpektor im Reichserziehungsminiſterium. 


A. Geſetzliche Grundlage. 


Der Gedanke der Rechtseinheit hat nach der 
Machtübernahme auch auf Teilgebieten des 
Beamtenrechts ſeine Verwirklichung erfahren. 
Dazu gehört das Recht der Ernennung und Ent⸗ 
laſſung der Reichs⸗ und Landesbeamten. Während 
früher im Reich und in den Ländern dieſes Recht 
völlig verſchieden geregelt war, iſt heute reichs⸗ 
rechtlich eine Regelung getroffen, die die Durch⸗ 
führung einer einheitlichen Perſonalpolitik im 
Reich und in den Ländern gemährleiftet. 


1. Die Vereinheitlichung des Rechts der Er⸗ 
nennung und Entlaſſung der Reichs⸗ und Landes⸗ 
beamten begann mit dem Reichsgeſetz zur Anderung 
von Vorſchriften auf dem Gebiet des allgemeinen 
Beamten-, des Beſoldungs⸗ und des Verſorgungs⸗ 
rechts vom 30. Juni 1933 (RG Bl. 1 S. 433). Nach 
§ I a. a. O. ſetzt die Einſtellung eines Beamten 
— und zwar einheitlich im Reich, in den Ländern, 
Gemeindeverbänden und ſonſtigen Körperſchaften, 
Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
(§ 2 a. a. O.) — voraus, daß eine dauernd er⸗ 
forderliche Amtsſtelle zu beſetzen iſt, die die Wahr⸗ 
nehmung obrigkeitlicher Aufgaben in ſich ſchließt 
oder die aus Gründen der Staatsſicherheit nicht 
von einem Angeſtellten oder Arbeiter verſehen 
werden darf. Das Geſetz behob ferner die Rechts⸗ 
unſicherheit, die bis dahin hinſichtlich des Beamten⸗ 
begriffs im Sinne der Beamtengeſetze und hin⸗ 
ſichtlich des Erwerbs der Beamteneigenſchaft 
beſtand. Die Begründung des Beamtenverhält⸗ 
niſſes wurde zwingend von beſtimmten Form⸗ 
erforderniſſen abhängig gemacht. Reichsbeamte 
ſind hiernach Perſonen, die zum Reiche in einem 
öffentlich⸗rechtlichen Dienſt⸗ und Treuverhältnis 


ſtehen und von einer Reichsſtelle als Beamte durch 
Aushändigung einer Urkunde berufen worden ſind, 
in der die Worte „unter Berufung in das Beamten⸗ 
verhältnis“ enthalten ſind. Entſprechendes gilt 
für die Begründung des Beamtenverhältniſſes in 


den Ländern, Gemeinden und bei ſonſtigen 
juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts. 
Außerdem wurden die perſönlichen Voraus⸗ 


ſetzungen für die Ernennung eines Beamten im 
Reichs⸗ und Landesdienſt einheitlich feſtgeſetzt 
e e 

2. Die Vereinheitlichung wurde fortgeführt mit 
dem Geſetz über das Staatsoberhaupt des Deutſchen 
Reiches vom 1. Auguſt 1934 (RGBl. I S. 747). 
Auf Grund dieſes Geſetzes wurde der Führer und 
Reichskanzler für die Ernennung und Entlaſſung 
der unmittelbaren Reichs beamten zuſtändig. Es 
folgte am 30. Januar 1935 (RG Bl. I S. 65) das 
Reichsſtatthaltergeſetz, das im $ 7 die gleiche Zu⸗ 
ſtändigkeit für die Ernennung und Entlaſſung der 
Landes beamten einführte. Seitdem iſt das 
Recht der Ernennung und Entlaſſung der Reichs⸗ 
und Landesbeamten einheitlich für das ganze Reich 
in der Perſon des Führers und Reichskanzlers 
vereinigt. 


Das Recht der Ernennung und Entlaſſung der 
Reichs⸗ und Landesbeamten übt der Führer und 
Reichskanzler entweder ſelbſt aus oder überträgt 
die Ausübung anderen Stellen mit dem Rechte der 
Weiterübertragung (vergl. $ 7 des Reichsſtatthalter⸗ 
geſetzes a. a. O.). Derartige Delegationen wurden 
ausgeſprochen durch 

a) den Erlaß über die Ernennung und Entlaſſung 
der Reichs beamten vom 1. Februar 1935 
(RGBl. I S. 74) und 
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p) den Erlaß über die Ernennung und Entlaſſung 
der Landes beamten vom gleichen Tage 
(RG Bl. LT S. 73). 


Dieſe Erlaſſe enthalten einheitliche, für das geſamte 
Reichsgebiet geltende Anordnungen. 


3. In dem Erlaß über die Ernenung und Ent⸗ 
laſſung der Reichs beamten vom 1. Februar 
1935 hat ſich der Führer und Reichskanzler die 
Ernennung und Entlaſſung der Inhaber von Plan⸗ 
ſtellen der Reichsbeſoldungsgruppen A 2 % (jebt 
A 2 0 2) und aufwärts ſelbſt vorbehalten. Bei 
Abweichung von den Reichsgrundſätzen über Ein⸗ 
ſtellung, Anſtellung und Beförderung iſt vor der 
Vorlage an ihn die Zuſtimmung der Reichsminiſter 
des Innern und der Finanzen einzuholen. Dieſe 
Zuſtimmung iſt nicht erforderlich zur Ernennung 
der Polizeipräſidenten, der Polizeidirektoren der 
ſtaatlichen Polizeiverwaltungen und der Landräte 
(Bezirksoberamtmänner) des Saarlandes. 


Die Ausübung des ihm zuſtehenden Rechts zur 
Ernennung und Entlaſſung der ſonſtigen Reichs⸗ 
beamten hat der Führer und Reichskanzler den 
Leitern der Oberſten Reichsbehörden übertragen, 
die ihre Befugniſſe mit Zuſtimmung der Reichs⸗ 
miniſter des Innern und der Finanzen weiter⸗ 
übertragen können. Auch in dieſen Fällen iſt bei 
Abweichung von den Reichsgrundſätzen die Zu⸗ 
ſtimmung der Reichsminiſter des Innern und der 
Finanzen erforderlich. Für beſondere Fälle hat 
ſich der Führer und Reichskanzler das Recht der 
perſönlichen Entſcheidung auch bezüglich dieſer 
Beamten vorbehalten. 


4. In dem Erlaß über die Ernennung und Ent⸗ 
laſſung der Landes beamten vom 1. Februar 
1935 hat ſich ebenfalls der Führer und Reichskanzler 
die Ernennung und Entlaſſung der Inhaber von 
Planſtellen derjenigen Länderbeſoldungsgruppen, 
die den Reichsbeſoldungsgruppen A 2 (jetzt A 2 0 2) 
und aufwärts entſprechen, ſelbſt vorbehalten. Die 
Vorſchläge werden vorgelegt 


für Preußen vom Miniſterpräſidenten, 


für die übrigen Länder im Bereich der allgemeinen 
und inneren Landesverwaltung vom Reichs⸗ 
miniſter des Innern, ſonſt von den zuſtändigen 
Reichsminiſtern. 


Bei Abweichung von den Reichsgrundſätzen über 
Einſtellung, Anſtellung und Beförderung iſt vor 
der Vorlage an den Führer und Reichskanzler die 
Zuſtimmung der Reichsminiſter des Innern und 
der Finanzen einzuholen. Dieſe Zuſtimmung iſt 
nicht erforderlich zur Ernennung 


a) der Oberpräſidenten und ihrer allgemeinen 
Vertreter, 


b) der Regierungspräſidenten, Kreishauptleute, 
Landeskommiſſäre und ihrer allgemeinen 
Vertreter, 


c) der Polizeipräſidenten und Polizeidirektoren 
der ſtaatlichen Polizeiverwaltungen, 


d) der Landräte, Bezirksoberamtmänner, Amts⸗ 
hauptleute, Kreisdirektoren (Vorſtände der 
Behörden der unteren Staatsverwaltung). 


Die Ausübung des ihm zuſtehenden Rechts zur 
Ernennung und Entlaſſung der ſonſtigen 
Landesbeamten hat der Führer und Reichskanzler 
übertragen 


für Preußen auf den Miniſterpräſidenten, der 
ermächtigt iſt, ſie weiterzuübertragen, 
für die übrigen Länder im Bereich der allgemeinen 
und inneren Landesverwaltung dem Reichs⸗ 
miniſter des Innern, ſonſt den zuſtändigen 
Reichsminiſtern. 
Bei Abweichung von den Reichsgrundſätzen über 
Einſtellung, Anſtellung und Beförderung iſt gleich⸗ 
falls die Zuſtimmung der Reichsminiſter des 
Innern und der Finanzen erforderlich. Die 
Reichsminiſter können die Ausübung des Rechts 
zur Ernennung und Entlaſſung dieſer Beamten 
mit Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern 
auf die Reichsſtatthalter übertragen, die ihrerſeits 
zur Weiterübertragung ermächtigt ſind. (Die 
Reichsſtatthalter haben vor der Weiterübertragung 
die Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern 
einzuholen, der die zuſtändigen Reichsminiſter bei 
feiner Entſcheidung beteiligt — vergl. Abſchn. V 
der Ausführungs⸗ und Übergangsbeſtimmungen vom 
22. Februar 1935, RGBl. 1 S. 268 —.) Für 
beſondere Fälle hat ſich der Führer und Reichs⸗ 
kanzler das Recht der perſönlichen Entſcheidung 
auch bezüglich dieſer Beamten vorbehalten. 


An der Ernennung und Entlaſſung der mittel- 
baren Landesbeamten wurde nichts geändert; 
ſie richtet ſich nach den geltenden Vorſchriften. 
Mittelbare Landesbeamte ſind auch die Lehr⸗ 
perſonen an nichtſtaatlichen öffentlichen Schulen, 
ſoweit ſie — unbeſchadet einer Notwendigkeit 
ſtaatlicher Beſtätigung — von den Unterhalts⸗ 
trägern angeſtellt werden. Für alle übrigen Lehr⸗ 
perſonen an öffentlichen Schulen gelten die Be⸗ 
ſtimmungen zu den Nr. I und II des Erlaſſes 
des Führers und Reichskanzlers über die Er⸗ 
nennung und Entlaſſung der Landesbeamten vom 
1. Februar 1935 ſinngemäß (vergl. Abſchn. VI der 
Ausführungs⸗ und Übergangsbeſtimmungen vom 
22. Februar 1935 — AGB. I S. 268 —). 


5. An dieſe Führererlaſſe ſchloſſen ſich die 
Delegationserlaſſe des Preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten, der ſeinerſeits die Ausübung des ihm 
zuſtehenden Rechts der Ernennung und Entlaſſung 
der preußiſchen Beamten mit dem Rechte der 
Weiterübertragung auf die Staatsminiſter für die 
ihnen unterſtellten Verwaltungen übertragen hat 
(vergl. Erlaß vom 6. Februar 1935 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 13 —), und der Oberſten Reichsbehörden. 
Als ſolche ſind zu nennen: die Anordnung 


des Reichsminiſters des Innern vom 14. Februar 
1935 (RGBl. 1 S. 201), 


des Reichsminiſters der Finanzen vom 9. März 
1935 (RG Bl. I S. 358), 


des Reichsminiſters der Juſtiz vom 20. März 1935 
(RGBl. I S. 391) und Anderung vom 14. No⸗ 
vember 1935 (RGBl. J S. 1340), 


des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung vom 21. März 
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1935 (RG Bl. I S. 751) bezw. vom 11. De⸗ 
zember 1936 (RG Bl. I S. 1019), 

des Reichswirtſchaftsminiſters vom 9. April 1935 
(RG Bl. I S. 511), 

des Reichsforſtmeiſters vom 12. April 1935 (RG Bl. I 
S. 569), 

des Reichsarbeitsminiſters vom 10. Mai 1935 
(RGBl. I S. 602), 

des Reichsverkehrsminiſters vom 27. Mai 1935 
(RGBl. I S. 696), 

des Reichsminiſters für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft vom 11. Juli 1935 (RGBl. I S. 1016), 

des Reichsminiſters für Volksaufklärung und 
Propaganda vom 10. Oktober 1935 (RGBl. I 
S. 1249), 

des Reichsminiſters für Ernährung und Land- 
wirtſchaft und des Reichsverkehrsminiſters vom 
20. Dezember 1935 (RG Bl. I S. 1526). 


6. Von dieſen ſei die Anordnung über die 
Ernennung und Entlaſſung der Beamten und der 
Lehrperſonen an den öffentlichen Schulen im 
Bereich des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſteriums 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung vom 
11. Dezember 1936 (RGBl. 1 S. 1019; vergl. 
auch RMinAmtsbldtſch Wiſſ. 1937 S. 3) heraus⸗ 
Mie Darin hat der Reichs- und Preußiſche 

inifter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung 


J. ſich ſelbſt vorbehalten: 


a) bei Reichsbeamten: 


1. die kommiſſariſche Beſtellung zu Amtern 
der Reichsbeſoldungsgruppen A202 und 
aufwärts und die Aufhebung ſolcher Be— 
ſtellungen, 

2. die Ernennung und Entlaſſung der 15 
haber von Planſtellen der Reichsbeſol⸗ 
dungsgruppen A 2 d bis A 4 2, 


p) bei preußiſchen Beamten: 


1. die kommiſſariſche Beſtellung zu Amtern 
der preußischen Beſoldungsgruppen A202 
und aufwärts und die Aufhebung ſolcher 
Beſtellungen, ſoweit ſich der Miniſter⸗ 
präſident dieſe Befugnis nicht vor⸗ 
behalten hat, 

die Ernennung und Entlaſſung der plan⸗ 
mäßigen Beamten der preußiſchen Be⸗ 
ſoldungsgruppen A 2 d bis A 4 b 2, ferner 
der Fachſchullehrer und der außerplan⸗ 
mäßigen Lehrperſonen an ſtaatlichen Fach⸗ 
ſchulen, 


1 


© 
— 


bei außerpreußiſchen Landesbeamten: 


die Ernennung und Entlaſſung ſämtlicher 
planmäßigen Lehrkräfte an den Hochſchulen 
für Lehrerbildung und den Pädagogiſchen 
Inſtituten, ſoweit ſich der Führer und 
Reichskanzler dieſe Befugnis nicht vor⸗ 
behalten hat, ſowie die kommiſſariſche Be⸗ 
ſtellung der Direktoren dieſer Hochſchulen 
und Inſtitute und die Aufhebung ſolcher 
Beſtellungen; 


II. die Ausübung des ihm zuſtehenden Rechts zur 
Ernennung und Entlaſſung der ſonſtigen Reichs⸗ 
und Landesbeamten und Lehrperſonen an den 
öffentlichen Schulen auf Widerruf übertragen: 
a) für das Reich: 

1. auf die Leiter der nachgeordneten Reichs⸗ 
dienſtſtellen, ſoweit es ſich um Beamte 
dieſer Dienſtſtellen handelt, 

2. auf den Reichskommiſſar für das Saar⸗ 
land für die Beamten und die Lehr⸗ 
perſonen an den öffentlichen Schulen des 
Saarlandes, 

p) für Preußen: 
auf die Leiter der nachgeordneten Dienſt⸗ 


ſtellen im Rahmen ihrer bisherigen 
Befugniſſe bezw. ihres Verwaltungs- 
bereichs, 


e) für die übrigen Länder: 
auf die Reichsſtatthalter. 


Bei Abweichung von den Reichsgrundſätzen über 
Einſtellung, Anſtellung und Beförderung der 
Reichs⸗ und Landesbeamten vom 14. Oktober 1936 
(RG Bl. I S. 893) iſt vorher die erforderliche Zu⸗ 
ſtimmung des Führers und Reichskanzlers bezw. 
der Reichsminiſter des Innern und der Finanzen 
bei dem Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung zu 
beantragen. 

7. Zu den Erlaſſen des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über die Ernennung und Entlaſſung der 
Reichs⸗ und Landesbeamten ſind bisher folgende 
Ausführungs⸗ und Übergangsbeftimmungen er⸗ 
gangen: 

1. vom 22. Februar 1935 (RG Bl. 1 S. 268), 

2. vom 28. Mai 1935 (RGBl. I S. 724), 

3. von 15. Oktober 1935 (RGBl. I S. 1255), 

4. vom 20. Auguſt 1936 (RGBl. I S. 635). 


Dieſe Beſtimmungen enthalten einheitliche Vor 
ſchriften über das Verfahren und die Formen, 
die bei der Ernennung und Entlaſſung der Reichs⸗ 
und Landesbeamten von den beteiligten Stellen 
zu beachten ſind. Im einzelnen wird darauf noch 
zurückzukommen ſein. 

8. Die Erlaſſe des Führers und Reichskanzlers 
über die Ernennung und Entlaſſung der Reichs und 
Landesbeamten vom 1. Februar 1935 (RGBl. 1 
S. 73, 74) brachten die Anordnung, daß bei der 
Einſtellung, Anſtellung und Beförderung die 
„Reichsgrundſätze“ zu beachten ſind. Solche waren 
damals in einer Reihe von meiſt vor dem Jahre 
1933 ergangenen Erlaſſen der Reichsminiſter des 
Innern und der Finanzen niedergelegt, aber ſeit 
der Machtergreifung teilweiſe überholt und zuletzt 
wenig überſichtlich. Dieſe Einzelerlaſſe wurden 
am 26. Februar 1935 von den Reichsminiſtern des 
Innern und der Finanzen als „Vorläufige Reichs⸗ 
grundſätze“ bekanntgegeben. An ihre Stelle ſind 
die vom Führer und Reichskanzler zur Durch⸗ 
führung der Erlaſſe über die Ernennung und Ent⸗ 
laſſung der Reichs⸗ und Landesbeamten vom 
1. Februar 1935 beſtimmten „Reichsgrundſätze 
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über Einſtellung, Anſtellung und Beförderung der 
Reichs⸗ und Landesbeamten“ vom 14. Oktober 1936 
(RG Bl. J S. 893) getreten. Sie find beſtimmt, „der 
Erfüllung der Staatsaufgaben durch eine geordnete 
und gerechte Perſonalverwaltung zu dienen, die in 
ihrer finanziellen Auswirkung der Leiſtungskraft 
der Nation angepaßt iſt“ (vergl. die Präambel). 
Die Reichsgrundſätze binden alle Reichs⸗ und 
Landesbehörden, ſo daß heute die Durchführung 
einer einheitlichen Perſonalpolitik im Reich und 
in den Ländern ſichergeſtellt iſt. Mit der Ver⸗ 
öffentlichung der Reichsgrundſätze wurde die Ver⸗ 
einheitlichung des Beamtenernennungsrechts zu 
einem gewiſſen Abſchluß gebracht. 


B. Die Reichsgrundſätze über Einſtellung, 

Anſtellung und Beförderung der Reichs— 

und Landesbeamten vom 14. Oktober 1936 
(RGBl. J S. 893). 


1. Begriff „Einſtellung“, „Anſtellung“ und 
„Beförderung“. 


Die Reichsgrundſätze über Einſtellung, An⸗ 
ſtellung und Beförderung der Reichs- und Landes⸗ 
beamten vom 14. Oktober 1936 bringen in § 1 
eine Beſtimmung der Begriffe „Einſtellung“, 
„Anſtellung“ und „Beförderung“ (im Sinne 
dieſer Beſtimmungen). 

1. So gilt als Einſtellung eine Er⸗ 
nennung zum außerplanmäßigen Beamten. Das 
Reichsbeamtenrecht verſteht unter einem außer⸗ 
planmäßigen Beamten denjenigen, der nach er⸗ 
langter Befähigung zur Verwaltung eines Amtes, 
ohne planmäßig angeſtellt zu werden, in ein feſtes 
Verhältnis zur Verwaltung getreten iſt und gegen 
Diäten voll beſchäftigt wird (vergl. Wichert, Be⸗ 
amtenreichsrecht, 1934, Anm. 6 Nr. 1 b zu $ 3 des 
Geſetzes vom 30. Juni 1933). Die Einſtellung 
umfaßt auch die Berufung zum kommiſſariſchen 
Beamten (vergl. Dellbrügge, Reichsgrundſätze uſw. 
im Reichsverwaltungsblatt 1936 S. 95s ff.). 

2. Als Anſtellung (im Sinne der Reichs⸗ 
grundſätze) gilt eine Ernennung unter erſtmaliger 
Einweiſung in eine Planſtelle. Dabei iſt es ohne 
Bedeutung, ob der Beamte erſtmalig in die Plan⸗ 
ſtelle unter Vorbehalt des Widerrufs (oder der 
Kündigung auf beſtimmte Zeit) oder ſogleich end⸗ 
gültig eingewieſen wird (vergl. Dellbrügge a. a. O.). 

3. Als Beförderung (im Sinne der 
Reichsgrundſätze) gilt eine Ernennung unter Ein⸗ 
weiſung in eine neue Planſtelle mit höherem End⸗ 
grundgehalt. Eine Beförderung kommt alſo nur 
für einen bereits angeſtellten Beamten in Frage. 
Dabei genügt es, wenn das neue Endgrundgehalt 
den Betrag des früheren nur deshalb überſteigt, 
weil zu dem Grundgehalt ſelbſt eine unwiderrufliche 
ruhegehaltsfähige Zulage hinzutritt. Allerdings 
muß dieſe Zulage mit der neuen Planſtelle ſelbſt 
verbunden ſein, darf alſo nicht eine ſelbſtändige 
Vergütung für die Wahrnehmung eines Neben⸗ 
amts durch den Inhaber der Planſtelle darſtellen 
(vergl. Wittland, Die Reichsgrundſätze uſw. im 
Beamtenjahrbuch 1936 S. 599 ff.). 


II. Allgemeine Beſtimmungen 
(unter Berückſichtigung der ſonſtigen beamten⸗ 
rechtlichen Vorſchriften). 


Für die Einſtellung, Anſtellung und Be⸗ 
förderung enthalten die Reichsgrundſätze einige 
allgemeine Beſtimmungen, die für alle Laufbahnen 
Geltung haben. 


1. Einſtellung. Nach 8 2 der Reichs⸗ 
grundſätze wird nur eingeſtellt, wer die Voraus⸗ 
ſetzungen der beamtenrechtlichen Beſtimmungen 
für das zu übertragende Amt erfüllt. „Beamten⸗ 
rechtliche Beſtimmungen“ ſind insbeſondere die 
Vorſchriften des $ la des Reichsbeamtengeſetzes 
in der Faſſung des Geſetzes vom 30. Juni 1933 
(RGBl. 1 S. 433). Danach darf als Beamter 
nur berufen werden, wer 
a) die für ſeine Laufbahn vorgeſchriebene oder 
übliche Vorbildung oder ſonſtige Eignung für 
das ihm zu übertragende Amt beſitzt, 
b) die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit 
rückhaltlos für den nationalſozialiſtiſchen Staat 
eintritt, 
c) ariſcher Abſtammung iſt und 
d) nicht mit einer Perſon nichtariſcher Ab⸗ 
ſtammung verheiratet iſt. 
Dazu tritt nach § 3 der Erſten Verordnung 
zum Reichsbürgergeſetz vom 14. November 1935 
(RGBl. I S. 1333) noch das Erfordernis des 
Reichsbürgerrechts. 

Ferner fallen unter die „beamtenrechtlichen 


Beſtimmungen“ auch etwa beſtehende Vor⸗ 
ſchriften über die für das zu übertragende 
Amt vorgeſchriebene Vorbildung, Laufbahn⸗ 


richtlinien uſw. 


2. Anſtellung. Niemand darf in einem 
Amte angeſtellt werden, das nach Maßgabe der 
Beſoldungsordnung höher zu bewerten iſt als die 
Eingangsſtelle der betreffenden Laufbahn. Be⸗ 
ſoldungsgruppen, die bei regelmäßiger Geſtaltung 
der Dienſtlaufbahn zu durchlaufen ſind, dürfen im 
Wege der Beförderung nicht überſprungen werden 
($ 3 a. a. O.). Bei der Anſtellung von weiblichen 
Perſonen auf Lebenszeit iſt außerdem 
§ 1a Abſ. 2 des Reichsbeamtengeſetzes zu beachten, 
wonach eine Anſtellung auf Lebenszeit nicht 
vor Vollendung des 35. Lebensjahres erfolgen 
darf (Ausnahme vergl. § 1a Abſ. 4 a. a. O.). 
Dieſe Beſtimmung findet auch auf die endgültige 
Anſtellung der Lehrerinnen Anwendung; da⸗ 
gegen bleibt die einſtweilige Anſtellung der Schul⸗ 
amtsbewerberinnen an Volksſchulen durch ſie un⸗ 
berührt. Ferner ſind außer den Reichsgrundſätzen 
bei der Anſtellung von Perſonen, die Freimaurer⸗ 
logen uſw. angehört haben, die ergangenen Logen⸗ 
erlaſſe nicht außer acht zu laſſen (vergl. u. a. den 
Runderlaß des R. u. Pr. Min. f. Wiſſ. uſw. vom 
3. Oktober 1936 — 2 II a 3026 —, RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. S. 447). Hiernach ſind Perſonen, die 
erſt nach dem 30. Januar 1933 aus einer Frei⸗ 
maurerloge uſw. ausgeſchieden ſind, grundſätzlich 
von der Anſtellung ausgeſchloſſen. Ausnahmen 
ſind nur im Einvernehmen mit dem Stellvertreter 
des Führers zuläſſig. 
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3. Beförderung. Nur der Beamte kann 
befördert werden, der neben reſtloſer Erfüllung 
der allgemeinen Beamtenpflichten (Gehorſams⸗, 
Treu⸗ und Dienſtpflicht) 


a) unter Berückſichtigung feiner früheren 
politiſchen Einſtellung die unbedingte Gewähr 
dafür bietet und ſeit dem 30. Januar 1933 
bewieſen hat, daß er jederzeit rückhaltlos 
für den nationalſozialiſtiſchen Staat eintritt 
und ihn wirkſam vertritt, 

den urkundlichen Nachweis geführt hat, daß er 
und ſein Ehegatte deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes iſt ($ la Abſ. 3 des 
Reichsbeamtengeſetzes), 

nach ſeinen dienſtlichen Leiſtungen und 
Fähigkeiten den Anforderungen des höheren 
Amtes voll entſpricht. 


Das Dienſtalter allein rechtfertigt eine Beförderung 
in keinem Falle ($-8 der Reichsgrundſätze). Hier 
wird alſo das politiſche und fachliche Leiſtungs⸗ 
prinzip herausgeſtellt. 

Mehrere Beförderungen desſelben Beamten 
innerhalb eines Jahres ſind nicht zuläſſig ($ 9 
Br 0 FOR)R 

Beförderungen innerhalb von drei Jahren vor 
Erreichen der Altersgrenze in höhere Gruppen 
ſollen nur erfolgen, wenn zwingende ſachliche 
Reichsintereſſen dafür vorliegen, die von den 
Reichsminiſtern des Innern und der Finanzen 
anerkannt werden ($ 14 a. a. O.). 

Auch bei der Beförderung von Beamten müſſen 
außer den Reichsgrundſätzen die ergangenen Frei⸗ 
maurererlaſſe beachtet werden (ſiehe Abſchn. II 2). 
Insbeſondere find Perſonen, die erſt nach dem 
30. Januar 1933 aus einer Freimaurerloge uſw. 
ausgeſchieden ſind, grundſätzlich von einer Be⸗ 
förderung ausgeſchloſſen. Ausnahmen ſind nur im 
Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers 


zuläſſig. 


III. Anſtellungen und Beförderungen bei Dienſt⸗ 
ſtellen, die den Oberſten Reichs⸗ und Landes⸗ 
behörden nachgeordnet ſind. 


Die in Abſchn. II behandelten Beſtimmungen 
gelten allgemein für die Einſtellung, Anſtellung 
und Beförderung von Reichs- und Landesbeamten 
in allen Laufbahnen. Darüber hinaus enthalten 
die Reichsgrundſätze für einzelne Beamtengruppen 
des gehobenen mittleren und des höheren Dienſtes 
noch beſondere Vorſchriften. Soweit es ſich hierbei 
um Beamte bei Dienſtſtellen handelt, die den 
Oberſten Reichs⸗ und Landesbehörden nach- 
geordnet ſind, beſtimmen ſie für die einzelnen 
Beamtengruppen folgendes: 


1. Gehobener mittlerer Dienſt. 
Die Anwärter für den gehobenen mittleren Dienſt 
— mit Ausnahme der Verſorgungsanwärter — 
können erſt nach einer außerplanmäßigen Dienſtzeit 
von mindeſtens drei Jahren angeſtellt werden, 
die aus Arbeitern und Angeſtellten hervor⸗ 
gegangenen Diätare und mittleren Techniker ſchon 
vorher, wenn ſie ein Lebensalter von 27 Jahren 
erreicht haben ($ 7 Abſ. 1 und 3 a. a. O.). Auf 
die außerplanmäßige Dienſtzeit von drei Jahren 


=, 
— 


ke) 
— 


kann die hauptamtliche Tätigkeit im Dienſte der 
NSDAP., ihrer Gliederungen und angeſchloſſenen 
Verbände angerechnet werden. Die Beurlaubung 
zum Dienſt in der Partei ſteht der Anſtellung ſolcher 
Anwärter, die ſich auch für den Staatsdienſt bereits 
als geeignet erwieſen haben, nicht entgegen ($ 7 
Abſ. 1, § 4 Abſ. 5 a. a. O.). Perſonen im privat⸗ 
rechtlichen Dienſtverhältnis oder aus freien Be⸗ 
rufen müſſen das 27. Lebensjahr erreicht haben, 
wenn ſie ohne außerplanmäßige Dienſtzeit an⸗ 
geſtellt werden ſollen ($ 7 Abſ. 2 a. a. O.). 


2. Amtmänner. Eine Beförderung zum 
Amtmann kann nur erfolgen 


a) bei einer Dienſtzeit im Reichs⸗, Staats- oder 
F von mindeſtens 15 Jahren 
un 

p) bei einem Lebensalter von 35 Jahren ($ 16 
a. a. O.) ſowie 

c) nach regelmäßigem Durchlaufen der Dienſt⸗ 
laufbahn des gehobenen mittleren Dienſtes 
(8 3 a. a. O.), d. h. alſo nach vorheriger An⸗ 
ſtellung als Inſpektor und Beförderung zum 
Oberinſpektor. 

3 Regierungsräte und gie; 
ſtehende Beamte (Eingangsſtellen des 
höheren Dienſtes). Die Reichsgrundſätze unter⸗ 
ſcheiden eine Anſtellung von Perſonen in Ein⸗ 
gangsſtellen des höheren Dienſtes 

a) mit Aſſeſſorexamen und 

b) ohne Aſſeſſorexamen. 


Bei der Anſtellung von Perſonen mit 
Aſſeſſorexamen iſt folgendes zu beachten ($ 4 
a. a. O.): Die Einſtellung von Gerichts⸗, 
Regierungs-, Studienaſſeſſoren und dergl. kann 
erſt nach Ablegung der für ihre Laufbahn vor- 
geſchriebenen Staatsprüfungen erfolgen. Eine 
Anſtellung in der planmäßigen Eingangsſtelle 
ihrer Laufbahn (RBeſGr. A 2 c 2) ſoll nicht vor 
Vollendung einer vier jährigen Dienſtzeit im 
Reichs⸗, Staats⸗ oder Kommunaldienſt (gerechnet 
vom Tage des Beſtehens der Großen Staats⸗ 
prüfung ab) erfolgen; auf dieſe Dienſtzeit können 
angerechnet werden 

a) die hauptamtliche Tätigkeit im Dienſte der 
NSDAP., ihrer Gliederungen und ans 
geſchloſſenen Verbände, 

b) die nach Ablegung der Abſchlußprüfung ihrer 
Laufbahn in einem ihrer Vorbildung ent⸗ 
ſprechenden Beruf verbrachte Zeit 
aa) bei den Aſſeſſoren der Gerichts⸗ oder 

Verwaltungslaufbahn (Juriſten) bis zu 
zwei Jahren, 

bb) bei den übrigen Aſſeſſoren (Studien⸗ 

aſſeſſoren uſw.) bis zu drei Jahren. 


Anwärter für den höheren Dienſt ſollen vor ihrer 
Anſtellung in der planmäßigen Eingangsſtelle 
(RBeſGr. A 2 c 2) mindeſtens die Hälfte ihrer 
Dienſtzeit ſeit ihrer Einſtellung bei Behörden 
der Außenverwaltung abgeleiſtet haben. Die 
Beurlaubung zum Dienſt in der Partei ſteht der 
Anſtellung ſolcher Anwärter des höheren Dienſtes, 
die ſich auch für den Staatsdienſt bereits als 
geeignet erwieſen haben, nicht entgegen. 
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Für nationalſozialiſtiſch bewährte 
Anwärter ſind folgende Ausnahmen zu⸗ 
gelaſſen (§ 4 Abſ. 3 a. a. O.): Eine Anſtellung in 
99 planmäßigen Eingangsſtelle ihrer Laufbahn 
ann 


a) bereits nach drei jähriger Dienſtzeit im 
Reichs⸗, Staats⸗ oder Kommunaldienſt er⸗ 
folgen, wenn die Anwärter 
aa) ſich dienſtlich bewährt und 
bb) die vorgeſchriebenen Staatsprüfungen mit 

erheblich über dem Durchſchnitt liegendem 
Erfolg abgelegt haben, 

b) bereits nach z wei jähriger Dienſtzeit er⸗ 
folgen, wenn die Anwärter 
aa) ſich dienſtlich beſonders bewährt und 
bb) die Prüfungen mit hervorragendem 

Erfolg abgelegt haben. 


Auf dieſe Dienſtzeiten können angerechnet werden: 


zu a: bei Juriſten bis zu eineinhalb, bei 
den übrigen (3. B. Studien⸗ uſw.) Aſſeſſoren 
bis zu zwei Jahren die Zeit, die ſie nach 
Ablegung der Abſchlußprüfung ihrer Lauf⸗ 
bahn in einem ihrer Vorbildung eul⸗ 
ſprechenden Beruf verbracht haben; 


zu b: desgl. bis zu einem Jahr. 


Für die Anſtellung von Perſonen ohne 
Aſſeſſorexamen gilt folgendes: Perſonen im privat⸗ 
rechtlichen Dienſtverhältnis oder aus freien Be⸗ 
rufen, die die vorgeſchriebenen Staatsprüfungen 
für die Einſtellung in den höheren Dienſt nicht 
abgelegt haben, dürfen in der planmäßigen Ein⸗ 
gangsſtelle des höheren Dienſtes erſt nach einer 
mindeſtens dreijährigen Tätigkeit im Reichs⸗, 
Staats⸗ oder Kommunaldienſt und erſt in einem 
Lebensalter von mindeſtens 32 Jahren angeſtellt 
werden (§ 5 a. a. O.). 


Die Beförderung von Beamten des gehobenen 
mittleren Dienſtes in Eingangsſtellen des höheren 
Dienſtes hat zur Vorausſetzung 


a) eine Dienſtzeit im Reichs⸗, Staats⸗ oder 
Kommunaldienſt von mindeſtens 20 Jahren 
und 

b) ein Lebensalter von 40 Jahren: 
müſſen ſie 

c) die Laufbahn des gehobenen mittleren Dienſtes 
durchlaufen und ſich in jeder Hinſicht bewährt 

haben (§ 15 a. a. O.). 


4. Oberregierungsräte oder gleich⸗ 
ſtehende Beamte (RBeſGr. A 2 b, A 2 a). 
Vorausſetzung zur Beförderung zum Ober⸗ 
regierungsrat uſw. iſt eine Mindeſtdienſtzeit von 
drei Jahren in Stellen der Reichsbeſoldungs⸗ 
gruppen A 2c 2 oder A 20 1 (vom Tage der Ein⸗ 
weiſung in die Planſtelle ab gerechnet). Auf dieſe 
Zeit kann die Oberſte Reichsbehörde, ſofern die 
dienſtlichen Leiſtungen es als gerechtfertigt er⸗ 
ſcheinen laſſen, bis zu eineinhalb Jahren die Dienſt⸗ 
zeit anrechnen, die der betreffende Beamte über 
vier Jahre hinaus im Reichs⸗, Staats- oder 
Kommunaldienſt als Anwärter für den höheren 


ferner 


Dienſt oder in einer entſprechenden Stellung 
zurückgelegt hat ($ 10 a. a. O.). 

5. Beamte in den Reichsbeſol⸗ 
dungsgruppen Ala und b oder den 
entſprechenden Gruppen (mit Aus⸗ 
nahme der politiſchen Beamten). Die Beförderung 
eines Beamten bei Behörden der Außenverwaltung 
zu einem Amt, das den Reichsbeſoldungsgruppen 
A la und b oder den entſprechenden Gruppen in 
allen anderen Teilen des öffentlichen Dienſtes 
zuzurechnen iſt, hat (mit Ausnahme der politiſchen 
Beamten) eine Mindeſtdienſtzeit von insgeſamt 
vier Jahren in einer planmäßigen Eingangsſtelle 
der Reichsbeſoldungsgruppe A 2 % 2 und in einer 
höheren Beſoldungsgruppe A 2 c 1, A 2 b, A 2 a 
zur Vorausſetzung ($ 11 a. a. O.). 


IV. Anſtellungen und Beförderungen in den 
Oberſten Landesbehörden. 


1. Bei Anſtellungen und Beförderungen in den 
Oberſten Landesbehörden ſind ebenfalls die in 
Abſchn. III behandelten Beſtimmungen zu beachten 
mit der Einſchränkung, daß Anſtellungen 
erſt nach mindeſtens einjähriger Tätigkeit in der 
betreffenden Behörde erfolgen dürfen (§ 6 a. a. O.). 

2. Mit Rückſicht auf den Neuaufbau des Reichs 
und die damit zu erwartende Verſchmelzung der 
Landesminiſterialaufgaben mit dem Aufgabenkreis 
der Reichsminiſterien iſt die Wiederbeſetzung der 
eigentlichen Miniſterialſtellen — alſo der Stellen, 
die keine unmittelbare Parallele in den Provinzial⸗ 
behörden haben — im Wege der Beförderung in 
den Ländern in der Regel unzuläſſig. Der § 13 
a. a. O. ſagt, daß es deshalb gerechtfertigt ſei, bei 
Beförderung zu Miniſterialräten in den Oberſten 
Reichsbehörden bis zur Vereinheitlichung in gleicher 
Weiſe auch Landesbeamte zu berüdjichtigen, die 
in den Oberſten Landesbehörden nach Maßgabe 
der Reichsgrundſätze für eine ſolche Beförderung 
geeignet erſcheinen. 


V. Anſtellungen und Beförderungen in den 
Oberſten Reichsbehörden. 


1. Für die Beamten des gehobenen mittleren 
und des höheren Dienſtes gilt das unter Ab⸗ 
ſchnitt III 1 bis 4 Geſagte (ſtatt „Amtmänner“ 
hier „Amtsräte“). Darüber hinaus iſt beſtimmt, 
daß Anſtellungen in den Oberſten Reichs⸗ 
behörden erſt nach mindeſtens einjähriger Tätigkeit 
in der betreffenden Behörde erfolgen dürfen 
($6 a. a. O.). 

2. Eine Beförderung zum Miniſterialrat 
ſetzt voraus: 

a) eine einjährige Mindeſtdienſtzeit in der 
Oberſten Reichsbehörde, die der Beförderung 
vorausgehen muß, 

b) ein Mindeſtlebensalter von 35 Jahren, 

c) eine Mindeſtdienſtzeit von ſechs Jahren als 
planmäßiger Beamter in einer Planſtelle der 
Reichsbeſoldungsgruppe A 2 % 2 (oder A 2 01) 
und A 2 b, A 2 a oder darüber; 

d) von dieſer Mindeſtdienſtzeit (Geſamtdienſtzeit 
von ſechs Jahren) müſſen mindeſtens die 


Ridtamtlider Teil 21* 


Hälfte bei Behörden der Außenverwaltung 
abgeleiſtet ſein; darauf beſtehen folgende An⸗ 
rechnungsmöglichkeiten: 

aa) bis zu einem Jahre bei dauernder 

eifriger ehrenamtlicher Mitarbeit bei der 

NSDAP., ihren Gliederungen und an⸗ 

geſchloſſenen Verbänden — nicht bloße 

Mitgliedſchaft —, ſoweit die Gauleitung 

oder der SS. ⸗Abſchnitt oder die SA. 

Gruppe ausdrücklich anerkennen, daß der 

Beamte ſich in praktiſcher Volksgemeinſchaft 

bewährt hat; 

die Hälfte der hauptamtlichen Tätigkeit 

eines Beamten in Zentralſtellen der 

NSDAP. und ihrer Gliederungen auf 

die Beſchäftigungszeit bei der Oberſten 

Reichsbehörde und bei Behörden der 

Außenverwaltung, hauptamtliche Tätigkeit 

bei anderen Parteidienſtſtellen nur auf 

die Beſchäftigungszeit bei Behörden der 

Außenverwaltung. 

e) Ferner ſollen Anwärter des höheren Dienſtes 
ſowie jüngere Planbeamte des höheren Dienſtes 
in Eingangsſtellen, die als Hilfsarbeiter in 
eine Oberſte Reichsbehörde einberufen ſind 
oder dort eine Planſtelle innehaben, in dieſer 
Behörde, auch wenn ſie nach Ablegung der 
Abſchlußprüfung ihrer Laufbahn bereits drei 
Jahre in der Außenverwaltung tätig waren, 
nicht belaſſen werden, bis ſie zu einer Mini⸗ 
ſterialratsſtelle herangewachſen ſind; ſie haben 
vielmehr zuvor mindeſtens ein Jahr die in 
den Oberſten Reichsbehörden gewonnenen 
Kenntniſſe in der praktiſchen Arbeit der Be⸗ 
hörden der Außenverwaltung zu erproben 
($ 12 a. a. O.). 


3. Bei Beförderung zu Miniſterialräten in den 
Oberſten Reichsbehörden ſollen auch Landesbeamte 
berückſichtigt werden (vergl. oben Abſchn. IV 2). 


bb 


— 


VI. Ausnahmen. 


1. Die Reichsgrundſätze gelten nicht für 
Beamte, deren Amtstätigkeit ausſchließlich wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Art iſt, Hochſchulprofeſſoren, Dozenten, 
Mitglieder und Mitarbeiter an Forſchungsinſtituten 
oder dergl. (vergl. 8 18 Abſ. 2 a. a. O.). 


2. Im übrigen können Abweichungen von den 
Reichsgrundſätzen zulaſſen 

a) der Führer und Reichskanzler, 

b) die Reichsminiſter des Innern und der 
Finanzen — dieſe allerdings mit Ausnahme 
der oben unter II I, 3 Abſ. 1 und 3, III 3 
Abſ. 5e und V2 b genannten Bedingungen, 
von denen nur der Führer und Reichskanzler 
eine Abweichung zulaſſen kann —. 


Soweit die Reichsminiſter des Innern und der 
Finanzen zur Abweichung ermächtigt ſind, iſt der 
Staatsſekretär und Chef der Reichskanzlei zwecks 
Herbeiführung einer etwaigen Entſcheidung des 
Führers und Reichskanzlers zu beteiligen. Der 
Reichsminiſter des Innern hat dem Staatsſekretär 
und Chef der Reichskanzlei eine Abſchrift des An⸗ 
trags und der beabſichtigten Entſcheidung zu über⸗ 


ſenden. Erfolgt nach Ablauf von zwei Wochen 
keine Antwort, ſo iſt anzunehmen, daß der Führer 
und Reichskanzler eine perſönliche Entſcheidung 
nicht zu treffen beabſichtigt. Liegen Gründe vor, 
die eine Anſtellung oder Beförderung deshalb 
geboten erſcheinen laſſen, weil es ſich um An⸗ 
gehörige der NSDAP. handelt, die ſich vor dem 
30. Januar 1933 um die nationalſozialiſtiſche Be⸗ 
wegung beſonders verdient gemacht haben, ſo 
holt der Reichsminiſter des Innern vorher die 
Erklärung des Stellvertreters des Führers ein, 
daß die beſonderen Verdienſte um die national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung die beantragte Bevorzugung 
rechtfertigen ($ 17 a. a. O.). 

3. Eine Zuſtimmung des Reichsminiſters der 
Finanzen zur Abweichung von den Reichs⸗ 
grundſätzen ſchließt die nach $ 36a der Reichs⸗ 
haushaltsordnung notwendige Zuſtimmung nur 
ein, wenn dies beſonders zum Ausdruck gebracht 
iſt (§ 20 Abſ. 2 a. a. O.). 

4. Bei der Ernennung von politiſchen Be⸗ 
amten (Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten 
ſowie ihren Vertretern, Polizeipräſidenten und 
Polizeidirektoren der ſtaatlichen Polizeiverwal⸗ 
tungen, Landräten und dieſen gleichgeſtellten Be⸗ 
amten) bedarf es bei Abweichung von den Reichs⸗ 
grundſätzen der Zuſtimmung der Reichsminiſter 
des Innern und der Finanzen nicht (vergl. die Er⸗ 
laſſe vom 1. Februar 1935 — RGBl. 1 S. 73, 74 —). 

5. Die Reichsminiſter des Innern und der 
Finanzen ſind ermächtigt, für beſtimmte Ver⸗ 
waltungen und Beamtengruppen im Einvernehmen 
mit den zuſtändigen Reichsminiſtern für die Zeit 
bis zum 1. April 1940 Übergangsregelungen zu 
treffen ($ 19 a. a. O.). 


C. Verfahren und Formvorſchriften. 


Über das Verfahren und die Formvorſchriften, 
die bei der Ernennung und Entlaſſung der Reichs⸗ 
und Landesbeamten beachtet werden müſſen, ſind 
eine Reihe von Beſtimmungen ergangen. Deren 
hauptſächlichſte find die Ausführungs- und Über⸗ 
gangsbeſtimmungen zu den Erlaſſen des Führers 
und Reichskanzlers über die Ernennung und Ent⸗ 
laſſung der Reichs⸗ und Landesbeamten (im nach⸗ 
folgenden kurz Au UBeſt. genannt) vom 

1. 22. Februar 1935 (RGBl. 1 S. 268), 

2. 28. Mai 1935 (RGBl. I S. 724), 

3. 15. Oktober 1935 (RG Bl. I S. 1255) und 

4. 20. Auguſt 1936 (RG Bl. I S. 635). 
Außerdem iſt der Erlaß des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über die Beteiligung des Stellvertreters 
des Führers bei der Ernennung von Beamten 
vom 24. September 1935 (RGBl. 1 S. 1203) noch 
zu erwähnen. 


I. Begriff „Ernennung“ und „Entlaſſung“. 


1. Als „Ernennung“ im Sinne der Er⸗ 
laſſe des Führers und Reichskanzlers über die 
Ernennung und Entlaſſung der Reichs⸗ und 
Landesbeamten vom 1. Februar 1935 (RGBl. I 
S. 73, 74) gilt 
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a) die Begründung des Beamtenverhältniſſes und 
b) die Übertragung eines neuen Amts, ferner 
c) eine Beförderung, wenn mit ihr eine Anderung 
der Amtsbezeichnung, und 
d) eine Verſetzung, wenn mit ihr ein Wechſel der 
Amtsbezeichnung und der Verwaltung ver⸗ 
bunden iſt (vergl. VII Abſ. 1 der Au Beſt. 
vom 22. Februar 1935). 
Die Einweiſung eines Beamten iſt eine Planſtelle 
mit höherem Endgrundgehalt unter Beibehaltung 
der Amtsbezeichnung gilt nicht als „Ernennung“. 
Sie iſt aber durch den zuſtändigen Reichsminiſter 
auszuſprechen, ſofern es ſich um Beamte der Be⸗ 
ſoldungsgruppen handelt, deren Ernennung ſich 
der Führer und Reichskanzler oder der betreffende 
Reichsminiſter vorbehalten hatten (vergl. zu VII 
der Au UBeſt. vom 15. Oktober 1935). Die Ver⸗ 
ſetzung von Volksſchullehrkräften in gleicher Amts⸗ 
ſtellung in einen anderen Schulverband iſt keine 
Ernennung. 

Bei der Reaktivierung von Warteſtandsbeamten 
iſt folgendes zu unterſcheiden: Erfolgt die Wieder⸗ 
übertragung einer Amts⸗ und Planſtelle, die der 
letzten gleich iſt, in derſelben Verwaltung, ſo liegt 
keine Ernennung vor; erfolgt dagegen die Über⸗ 
tragung einer Amts⸗ und Planſtelle mit anderer 
Amtsbezeichnung in einer anderen Verwaltung oder 
mit erhöhter Amtsbezeichnung in derſelben Ver⸗ 
waltung, jo liegt eine Ernennung vor.“ 

2. Als „Entlaſſung“ im Sinne der 
Erlaſſe des Führers und Reichskanzlers vom 
1. Februar 1935 gelten alle Fälle der Beendigung 
des Beamtenverhältniſſes (vergl. VII Abſ. 2 der 
Au UBeſt. vom 22. Februar 1935), darunter auch 
die Verſetzung von Beamten in den Ruheſtand 
wegen Erreichung der Altersgrenze, die Ent⸗ 
pflichtung der Hochſchullehrer nach dem Geſetz 
vom 21. Januar 1935 (RG Bl. I S. 21) uſw. 


II. Zeitpunkt für Ernennungen und Beförd erungen. 


1. Um die Verbundenheit der Beamtenſchaft 
mit dem Führer und Reichskanzler und der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung beſonders zu be⸗ 
tonen, ſollen Ernennungen und Beförderungen 
mehr als bisher zu den Gedenk- und Feier⸗ 
tagen der Nation ausgeſprochen werden, auch 
wenn ſie zu einem früheren Zeitpunkt hätten er⸗ 
folgen können. Dies gilt insbeſondere für Er⸗ 
nennungen uſw., die vorzugsweiſe für Verdienſte 
um die nationalſozialiſtiſche Erhebung ſtattfinden. 
Als ſolche Feiertage der Nation gelten: 

a) der 30. Januar als der Tag der nationalen 

Erhebung, 

b) der 20. April als der Tag des Geburtstags 
des Führers, 
c) der 1. Mai als der nationale Feiertag des 
deutſchen Volkes und 
d) der Erntedanktag. 
Die Ernennungen uſw. ſind an dieſen Tagen mit 
Wirkung von dem zurückliegenden Zeitpunkt aus⸗ 
zuſprechen, von dem an die Stelle verliehen wird. 
Kann die Friſt, die nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften für eine rückwirkende Ernennung, Be⸗ 
förderung uſw. geſetzt iſt, nicht ohne Benachteiligung 
der Beamten uſw. eingehalten werden, darf von 


— 


der genannten Regelung abgewichen werden (vergl. 
die Runderlaſſe des R. u. Pr. M. d. J. vom 6. No⸗ 
vember 1934 und 23. April 1935 — MBli V. 1935 
S. 227 und 601 — und den Runderlaß des 
R. u. Pr. M. f. Wiſſ. uſw. vom 25. November 1935 
— 2 II a 3681 —, RMinAmtsbl‚ſch Wiſſ. S. 494). 


2. Nach Nr. 11 der Reichsbeſoldungsvorſchriften 
kann eine freie Stelle mit Rückwirkung von höchſtens 
drei Monaten (bei Aushändigung der Ernennungs⸗ 
urkunde am 12. Juli daher höchſtens mit Wirkung 
vom 12. April ab) verliehen werden, wenn und 
ſolange der Beamte die Obliegenheiten der ihm 
übertragenen oder einer gleichartigen Stelle tat⸗ 
ſächlich wahrgenommen hat. Auch ohne dieſe 
Vorausſetzung kann eine freie Stelle mit Wirkung 
vom erſten oder einem ſonſtigen Tage des Ka⸗ 
lendermonats an verliehen werden, in dem die 
Verleihung verfügt wird. Durch die Verleihung 
einer Stelle mit rückwirkender Kraft werden dem 
Beamten die Dienſtbezüge der Stelle, nicht aber 
die Eigenſchaft eines Beamten dieſer Beſoldungs⸗ 
gruppe rückwirkend zuerkannt. Hierzu hat der 
Reichsminiſter der Finanzen am 27. Mai 1936 
— RBeſBl. S. 47 — (vergl. auch den Runderlaß 
des Pr. FM. vom 7. September 1936 — PrBeſBl. 
S. 208 —) folgende Richtlinien erlaſſen: 


„Für den Zeitpunkt der Einweiſung eines 
Beamten in eine freie Planſtelle iſt der Tag 
des Wirkſamwerdens ſeiner Ernennung ent⸗ 
ſcheidend. Eine Ernennung auf einen rück⸗ 
liegenden Tag iſt rechtlich unmöglich. Die Er⸗ 
nennung wird, ſoweit ſie nicht ausdrücklich 
einem ſpäteren Zeitpunkt vorbehalten iſt, kraft 
Rechtsſatzes mit dem Tage ihrer dienſtlichen 
Bekanntgabe an den Ernannten, alſo mit dem 
Tage der Aushändigung und Annahme der 
Ernennungsurkunde, wirkſam. Gleiches gilt für 
einen Einweiſungserlaß, der bei Übertragung 
einer Stelle mit höherem Endgrundgehalt unter 
Beibehaltung der Amtsbezeichnung an die Stelle 
der Ernennung tritt. 

Die Einweiſung in eine entſprechende Plan⸗ 
ſtelle hat ſomit in der Regel vom Tage der 
Bekanntgabe und Annahme des betreffenden 
Hoheitsakts ab zu erfolgen. Dieſer Tag iſt auch 
zugrunde zu legen, wenn ausnahmsweiſe eine 
Ermeſſensentſcheidung im Rahmen der Kann⸗ 
vorſchriften der Nr. 11 RBB. getroffen wird. 
Von dieſen Kannvorſchriften iſt bei Ernennungen 
und Einweiſungen, die außer der Reihe oder 
unter Abweichung von den Reichsgrundſätzen 
vorgenommen werden und damit bereits eine 
beſondere Bevorteilung darſtellen, grundſätzlich 
kein Gebrauch zu machen. 

Außerplanmäßige und ſonſtige nicht plan⸗ 
mäßige Beamten dürfen früheſtens vom Tage 
der Aushändigung und Annahme ihrer Er⸗ 
nennungsverfügung ab Bezüge erhalten; eine 
Gewährung von Bezügen für rückliegende Zeit 
kommt für ſie in keinem Falle in Betracht.“ 


3. Zur Innehaltung eines beſtimmten Zeit⸗ 
punktes iſt rechtzeitige Vorlage der Perſonal⸗ 
vorſchläge erforderlich, da ihre abſchließende⸗ 
Bearbeitung erfahrungsgemäß längere Zeit im 
Anſpruch nimmt. 
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III. Vorlage von Ernennungs⸗ und Veförderungs⸗ 
vorſchlägen. 


1. Die Befugnis, dem Führer und Reichskanzler 
die Ernennung und Entlaſſung von planmäßigen 
Beamten der Reichsbeſoldungsgruppen A 2 e 2 und 
aufwärts ſowie der dieſen entſprechenden Länder⸗ 
beſoldungsgruppen vorzuſchlagen, ſteht nur den 
zuſtändigen Reichsminiſtern, für Preußen dem 
Miniſterpräſidenten zu. Solange die Reichsminiſter 
die Bearbeitung der Perſonalien der Landes⸗ 
beamten dieſer Gruppen nicht ſelbſt übernehmen, 
ſind ihnen die für die Ausübung der Befugnis 
erforderlichen Unterlagen von den Reichsſtatthaltern 
vorzulegen. Dieſe haben in jedem Falle, in dem 
innerhalb ihres Geſchäftsbereichs die Ernennung 
oder Entlaſſung eines ſolchen Beamten in Frage 
kommt, dem zuſtändigen Reichsminiſter neben ihrer 
eigenen Stellungnahme alle Perſonalakten des 
Beamten einſchließlich des Fragebogens nach dem 
Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufs- 
beamtentums vom 7. April 1933 oder in Durch⸗ 
führung des § la des Reichsbeamtengeſetzes in 
der Faſſung des Geſetzes vom 30. Juni 1933 und 
liſtenmäßige Nachweiſungen nach vorgeſchriebenen 
Muſtern ohne unterſchriftliche Vollziehung vor⸗ 
zulegen, und zwar 


a) bei Ernennungen, die ſich der Führer und 
Reichskanzler vorbehalten hat, in dreifacher, 


b) bei Entlaſſungen, die ſich der Führer und 
Reichskanzler vorbehalten hat, in zweifacher, 


e) bei Ernennungen und Entlaſſungen, die der 
zuſtändige Reichsminiſter ausſpricht, in ein⸗ 
facher Ausführung. 


Die Liſten ſind für jeden Antrag geſondert auf⸗ 
zuſtellen. Die Reichsſtatthalter ſtellen in einem 
Begleitbericht die Richtigkeit der liſtenmäßigen 
Nachweiſungen, bei Ernennungen auch das Vor⸗ 
handenſein einer freien Planſtelle feſt. Bei der 
Vorlegung der Antragsunterlagen auf Übertritt 
von Beamten in den Ruheſtand wegen Erreichung 
der Altersgrenze kann von der Überſendung der 
Perſonalakten Abſtand genommen werden. Der 
Begleitbericht hat kurze Angaben über Bewährung, 
politiſche Einſtellung, deutſchblütige Abſtammung, 
erlittene Strafen und deren Zeitpunkt zu enthalten, 
um eine Entſcheidung darüber zu ermöglichen, ob 
dem Beamten der Dank für geleiſtete treue Dienſte 
auszuſprechen iſt. Ferner ſind die Ernennungs⸗ 
und Entlaſſungsurkunden unter Verwendung der 
vorgeſchriebenen Formblätter bis auf die Orts- 
angabe und das Datum vorbereitet mit vorzulegen. 
Eine Mitzeichnung der vom Führer und Reichs⸗ 
kanzler zu vollziehenden Ernennungs⸗ und Ent⸗ 
laſſungsurkunden erfolgt nur durch den ihm gegen⸗ 
über Vorſchlags berechtigten. Bei der Beſetzung 
von Planſtellen in den Länderminiſterien und bei 
Abweichung von den Reichsgrundſätzen über Ein⸗ 
ſtellung, Anſtellung und Beförderung iſt im Begleit⸗ 
bericht die Notwendigkeit zu begründen. In Be⸗ 
richten, die ſich auf die im Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers über die Ernennung und Entlaſſung 
der Landesbeamten vom 1. Februar 1935 unter 
Nr. I Abſ. 3 Satz 2 aufgeführten Beamtengruppen 


und auf Behördenvorſtände beziehen, iſt die 
politiſche und fachliche Eignung des zu Er⸗ 
nennenden oder die Notwendigkeit der Entlaſſung 
eingehend darzulegen. 

2. In gleicher Weiſe haben die übrigen Dienſt⸗ 
ſtellenleiter ihre Unterlagen für Vorſchläge den 
Reichsminiſtern zu überreichen, ſofern dieſe ihnen 
die Befugnis dazu ausdrücklich erteilen. (Zu 1 
und 2: vergl. Au UBeſt. vom 20. Auguſt 1936.) 


3. Bei der Ernennung der Beamten, die vom 
Führer und Reichskanzler perſönlich ernannt 
werden, iſt der Stellvertreter des 
Führers zu beteiligen. Die Beteiligung hat 
in der Weiſe zu erfolgen, daß der Stellvertreter 
des Führers eine Abſchrift des Ernennungs⸗ 
vorſchlages (nach vorgeſchriebenem Muſter) erhält. 
Dem Stellvertreter des Führers iſt eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zur Stellungnahme zu laſſen 
(vergl. Erlaß vom 24. September 1935 — RGBl. 1 
S. 1203 —). 

4. Die Reichsminiſter legen ihre Vorſchläge 
dem Staatsſekretär und Chef der 
Präſidialkanzlei nach dem vorgeſchriebenen 
Muſter vor, ohne Perſonalakten beizufügen. Bei 
Ernennungen iſt auf dem Ernennungsvorſchlag zu 
vermerken, daß der Stellvertreter des Führers 
Einwendungen nicht erhoben hat. Die bis auf 
Ortsangabe und Datum vorbereiteten Ernennungs⸗ 
und Entlaſſungsurkunden find vor der Überſendung 
durch die zuſtändigen Reichsminiſter — im Falle 
ihrer Behinderung durch ihre allgemeinen Ver⸗ 
treter — mitzuzeichnen, ſoweit nicht für Preußen 
der Miniſterpräſident mitzeichnet. 

5. Für die Beamten der allgemeinen 
und inneren Verwaltung (mit Aus⸗ 
nahme Preußens) iſt die Zuſtändigkeit und das 
Vorſchlagsrecht des Reichsminiſters des 
Innern gegeben. Vorſchläge für die Er⸗ 
nennung und Entlaſſung von techniſchen höheren 
Verwaltungsbeamten, deren Amtsſtellen den Be⸗ 
hörden der allgemeinen und inneren Verwaltung 
(Staats⸗ und Innenminiſterien, Staatskanzleien, 
Regierungspräſidenten, Landräte und gleichgeſtellte 
Behörden) eingegliedert ſind, legen die reſſoct⸗ 
mäßig zuſtändigen Reichsminiſter unter Beteiligung 
des Reichsminiſters des Innern vor. 


6. Bei Abweichung von den Reichs⸗ 
grundſätzen über Einſtellung, Anſtellung, 
und Beförderung holen die Reichsminiſter, bevor 
ſie dem Führer und Reichskanzler ihren Vorſchlag 
machen, die Zuſtimmung der Reichsminiſter des 
Innern und der Finanzen ein unter Vorlegung 
der Vorſchlagsnachweiſung, jedoch ohne die Per⸗ 
ſonalakten. Sie wenden ſich an den Reichsminiſter 
des Innern, der den Reichsminiſter der Finanzen 
und den Staatsſekretär und Chef der Reichskanzlei 
zwecks Herbeiführung einer Entſcheidung des 
Führers und Reichskanzlers (vergl. § 17 Abi. 2 
d. Reichsgr.) beteiligt. Die Anträge auf Ab⸗ 
weichung ſind in dreifacher Ausfertigung zu ſtellen 
(vergl. § 17 Abſ. 3 a. a. O.). 

7. Solange die Länderminiſterien 
bis zur endgültigen Reichsreform als Oberſte 
Landesbehörden beſtehen, iſt zur Beſetzung aller 
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Planſtellen des höheren Dienſtes dieſer Behörden 
die Zuſtimmung des Reichs miniſters der 
Finanzen einzuholen, der an ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung den Reichsminiſter des Innern beteiligt. 
(Zu 4 bis 7: vergl. Au UBeſt. vom 22. Februar 
1935.) 


8. Der Führer und Reichskanzler ernennt und 
entläßt nur planmäßige Beamte. Sonſtige (auch 
kommiſſariſche) Beamte werden durch die 
Reichsminiſter beſtellt und entlaſſen, ſofern ſie 
dieſes Recht nicht auf andere Stellen übertragen 
haben (vergl. Au UBeſt. vom 22. Februar 1935). 
In Preußen iſt für die kommiſſariſche Beſtellung 
und Entlaſſung von politiſchen Beamten und von 
Beamten der Beſoldungsgruppe A b und höherer 
Beſoldungsgruppen der Preußiſche Miniſter⸗ 
präſident zuſtändig. (Wegen der kommiſſariſchen 
Beſtellung und Entlaſſung der übrigen Beamten 
in der Verwaltung des R. u. Pr. Min. f. Wiſſ. uſw. 
vergl. Abſchn. A Nr. 6.) 


9. Dem Führer und Reichskanzler iſt auch die 
Verſetzung der Beamten in den 
einſtweiligen Ruheſtand vorbehalten, 
deren Ernennung ihm zuſteht (vergl. VII Abſ. 3 der 
Au UBeſt. vom 22. Februar 1935). Da nach 
Abſchn. VII Abſ. 4 a. a. O. reichsrechtliche Sonder⸗ 
regelungen unberührt bleiben, erfolgt im Falle 
des § 24 des Reichsbeamtengeſetzes (Umbildung 
einer Reichsbehörde) die Verſetzung von Beamten 
in den einſtweiligen Ruheſtand nicht durch den 
Führer und Reichskanzler, ſondern durch die 
Oberſte Reichsbehörde. 


10. Die Ausübung des Rechts, Warte⸗ 
ſtandsbeamte zu entlaſſen, ſteht für Preußen 
dem Miniſterpräſidenten, ſonſt den Reichsminiſtern 
oder entſprechend ihrer Delegation den von ihnen 
ermächtigten Dienſtſtellen zu. Enthält die 
Delegation der Reichsminiſter keine beſonderen 
Beſtimmungen über die Entlaſſung von Warte⸗ 
ſtandsbeamten, ſo iſt anzunehmen, daß ſie die 
Entlaſſung ſelbſt ausſprechen, ſoweit es ſich um 
Beamte der Beſoldungsgruppen handelt, deren 
Ernennung und Entlaſſung ſich der Führer und 
Reichskanzler oder der betreffende Reichsminiſter 
ſelbſt vorbehalten hat, und daß im übrigen die 
Ausübung des Rechts zur Entlaſſung ſolcher Warte⸗ 
ſtandsbeamten auf die Reichsſtatthalter übertragen 
iſt. Die Entlaſſungen von Staatsſekretären, 
Botſchaftern, Geſandten I. Klaſſe ſowie des Ober⸗ 
reichsanwalts erfolgen durch den Führer und 
Reichskanzler, auch wenn es ſich um Warteſtands⸗ 
beamte handelt (vergl. zu VII Abſ. 6 der Au U Beſt. 
vom 15. Oktober 1935). 


11. Die Ernennung und Entlaſſung der 
mittelbaren Landesbeamten richtet 
ſich nach den geltenden Vorſchriften (vergl. Nr. III 
des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers über 
die Ernennung und Entlaſſung der Landesbeamten 
vom 1. Februar 1935 — RGBl. I S. 73 —). Als 
ſolche gelten auch die Lehrperſonen an nicht⸗ 
ſtaatlichen öffentlichen Schulen, ſoweit ſie — un⸗ 
beſchadet einer Notwendigkeit ſtaatlicher Be⸗ 
ſtätigung — von den Unterhaltsträgern angeſtellt 
werden. Für alle übrigen Lehrperſonen an 


öffentlichen Schulen gelten die Beſtimmungen zu 
en Nr. I und II a. a. O. ſinngemäß (vergl. 
VI der Au! Beſt. vom 22. Februar 1935). 


IV. Beteiligung anderer Stellen. 
Es ſind zu beteiligen: 
1. der Führer und Reichskanzler bezw. 


2. die Reichsminiſter des Innern und der 
Finanzen (vergl. B VI 2) bei Abweichung von 
den Reichsgrundſätzen; 


3. der Stellvertreter des Führers: 


a) Anhörung bei der Ernennung von Be- 
amten, die vom Führer und Reichskanzler 
perſönlich ernannt werden (vergl. 1 


vom 24. September 1935 — RGB 
S. 1203 —), 
b) Zuſtimmung zur Verſetzung von Beamten, 


die Reichsleiter, Gauleiter, Kreisleiter oder 
Ortsgruppenleiter der NSDAP. oder 
Führer von Standarten oder höheren Ein⸗ 
heiten der SA., SS. oder NSKK. find, 
um der Partei Gelegenheit zu geben, ihre 
Entbehrlichkeit zu prüfen und für recht⸗ 
zeitigen Erſatz zu ſorgen (vergl. Runderlaß 
des R. u. Pr. Min. f. Wiſſ. uſw. vom 24. No⸗ 
vember 1936 — 2 II a 3746 —, AMin.- 
AmtsblDtſch Wiſſ. S. 508); 


4. der Reichsminiſter der Finanzen in Fällen des 
$ 36 a der Reichshaushaltsordnung; 


5. der Reichsminiſter der Finanzen, der an ſeiner 
Entſcheidung den Reichsminiſter des Innern 
beteiligt, bei der Beſetzung von Planſtellen des 
höheren Dienſtes in den Länderminiſterien 
(vergl. oben Abſchn. C III 7); 


6. der Reichsminiſter des Innern bei der Er⸗ 
nennung und Entlaſſung von techniſchen 
höheren Verwaltungsbeamten, deren Amts⸗ 
ſtellen den Behörden der allgemeinen und 
inneren Verwaltung eingegliedert ſind (vergl. 
oben Abſchn. C III 5); 


7. die Reichsregierung in beſtimmten in den 
$$ 18 und 20 der Geſchäftsordnung der Reichs⸗ 
regierung behandelten Fällen. 


V. Form der Ernennungs⸗, Entlaſſungs⸗ uſw. 
Urkunden. 


1. Das Reichsgeſetz zur Anderung von Vor⸗ 
ſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Be⸗ 
amten⸗, des Beſoldungs⸗ und des Verſorgungsrechts 
vom 30. Juni 1933 (RGBl. I S. 433) ſchreibt für 
die Begründung des Beamtenverhältniſſes die 
Aushändigung einer Urkunde vor. Der $ 3 dieſes 
Geſetzes beſtimmt ausdrücklich, daß, wer keine ſolche 
Urkunde erhalten hat, nicht Beamter im Sinne 
des Geſetzes iſt. Über Form und Inhalt der 
Anſtellungsurkunde ſagt das Geſetz, daß in ihr 
die Worte unter Berufüng in das 
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Beamten verhältnis“ enthalten ſein 
müſſen. Dieſe vorgeſchriebene Formel iſt in der 
preußiſchen Staatsverwaltung nach dem Rund- 
erlaß des Preußiſchen Finanzminiſters uſw. vom 
14. April 1934 (PrBeſBl. S. 174) insbeſondere 
anzuwenden: 


a) bei der Einberufung in den Probe- oder 
Vorbereitungsdienſt, 


b) bei der Ernennung zum nichtplanmäßigen 
oder planmäßigen Beamten, 


c) bei der Wiedereinſtellung von früheren 
Beamten (Ruhegehaltsempfängern, aus⸗ 
geſchiedenen oder entlaſſenen Beamten), 

d) bei der Übernahme von Beamten eines 


anderen Dienſtträgers (des Reichs, anderer 
Länder, der Gemeinden uſw.), 


e) bei der Berufung von Ehrenbeamten. 


Beſteht bereits ein Beamtenverhältnis, ſo bedarf 
es bei der Übertragung eines anderen Amtes oder 
der Verwendung in einem anderen Tätigkeits⸗ 
gebiet bei demſelben Dienſtträger (Überführung 
aus dem Probe- oder Vorbereitungsdienſt in das 
nichtplanmäßige Dienſtverhältnis, Verſetzung, Be⸗ 
förderung, Zulaſſung eines Beamten zum Probe⸗ 
oder Vorbereitungsdienſt für eine andere Lauf⸗ 
bahn, Wiederverwendung oder Wiederanſtellung 
von Warteſtandsbeamten) der Formel „unter Be⸗ 
rufung in das Beamtenverhältnis“ nicht. 


2. Weitere Formvorſchriften enthalten die Aus⸗ 
führungs⸗ und Übergangsbeſtimmungen zu den 
Erlaſſen des Führers und Reichskanzlers über die 
Ernennung und Entlaſſung der Reichs- und Landes⸗ 
beamten vom 22. Februar und 15. Oktober 1935 
(RG Bl. I S. 268 und 1255). Danach haben die 
Ernennungs⸗ und Entlaſſungsurkunden als Ein⸗ 
leitung die Worte: „Im Namen des 
Reichs“ zu enthalten. Die nicht vom Führer 
und Reichskanzler zu vollziehenden Ernennungs⸗ 
und Entlaſſungsurkunden ſind „Namens des 
Führers und Reichskanzlers“ auszufertigen. 


3. Die Ernennungs⸗ und Entlaſſungsurkunden 
ſollen eine Angabe darüber enthalten, ob der 
Beamte im Reichs- oder Landesdienſt 
ernannt oder aus ihm entlaſſen wird. Die Er⸗ 
D hat daher z. B. zu 
auten: 


„Im Namen des Reichs 


Ich ernenne 
(unter Berufung in das Beamtenverhältnis) 
den 
aller f 
im Reichsdienſt — preußiſchen Landes- 
dienſt —. 

Ich vollziehe dieſe Urkunde in der Er⸗ 
wartung, daß der Ernannte getreu ſeinem 
Dienſteide ſeine Amtspflichten gewiſſenhaft 
erfüllt und das Vertrauen rechtfertigt, das 


ihm durch dieſe Ernennung bewieſen wird. 
Zugleich darf er des beſonderen Schutzes 
des Führers und Reichskanzlers ſicher ſein. 


den 3 


Namens des Führers und Reichskanzlers: 


“u 
5 1 


die Entlaſſungsurkunde: 


„Im Namen des Reichs 


Ich entlaſſe 
denn A en ee 
auf jeinen Antrag aus dem Reichsdienſt 
— preußiſchen Landesdienſt —. 

Ich ſpreche ihm für ſeine dem Reiche 
geleiſteten treuen Dienſte meinen Dank 
aus uſw.“ 


Weitere Angaben in der Urkunde, wie „mit Wirkung 
vom “, Angabe der Dienſtſtelle, Be⸗ 
ſoldungsgruppe uſw., fallen fort, auch wenn ſie 
bisher auf landesrechtlicher Beſtimmung beruhten. 
Die Einweiſung des ernannten Beamten in die 
Planſtelle iſt unter Angabe des Einweiſungstages 
in einem Begleiterlaß des zuſtändigen Reichs⸗ 
miniſters auszuſprechen, ſoweit nicht die Reichs⸗ 
ſtatthalter oder die Landesregierungen jeweils dazu 
ermächtigt werden. 


4. In den Entlaſſungsurkunden, auch der⸗ 
jenigen Beamten, die im Dienſt eines Landes 
geſtanden haben, iſt der Dank für die dem Reiche 
geleiſteten treuen Dienſte auszuſprechen, in der 
Regel jedoch nur dann, wenn der Beamte eine 
mindeſtens 25jährige Dienſtzeit hat; der Dank iſt 
nicht auszuſprechen, wenn er aus beſonderen 
Gründen nicht angebracht erſcheint. Dies wird 
insbeſondere dann der Fall ſein, wenn der Beamte 
in ſeiner Dienſtführung wiederholt zu erheblichen 
Beanſtandungen Anlaß geboten hat, politiſch nicht 
in jeder Beziehung zuverläſſig erſcheint oder nicht 
deutſchen oder artverwandten Blutes iſt. Um 
eine Entſcheidung darüber zu ermöglichen, ob 
dem Beamten der Dank für geleiſtete treue Dienſte 
auszuſprechen iſt, hat der Begleitbericht an den 
Miniſter kurze Angaben über Bewährung, politiſche 
Einſtellung, deutſchblütige Abſtammung, erlittene 
Strafen und deren Zeitpunkt zu enthalten (vergl. 
0 artt. vom 15. Oktober 1935 und vom 20. Auguſt 
1936). 


5. Die Verſetzung gilt nur dann als 
„Ernennung“, wenn mit ihr ein Wechſel der Amts⸗ 
bezeichnung und der Verwaltung verbunden iſt. 
Als „Verwaltung“ iſt die Verwaltung des Reichs⸗ 
reſſorts einſchließlich der ihm unterſtehenden Länder⸗ 
verwaltungen zu verſtehen. Ein Wechſel des Dienſt⸗ 
herrn innerhalb dieſer Verwaltung erfolgt durch 
Verſetzungserlaß des zuſtändigen Reichsminiſters, 
der z. B. lautet: 
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„dee 


Ich verſetze Sie (unter Berufung in das 
Beamtenverhältnis) in gleicher Dienſteigen⸗ 
ſchaft in den Reichsdienſt — preußiſchen 
Landesdienſt —“ 


Ein Wechſel des Dienſtherrn von Verwaltung zu 
Verwaltung leinſchließlich der nachgeordneten Be⸗ 
hörden) hat bei Verſetzung durch einen ent⸗ 
ſprechenden Erlaß zu erfolgen, in dem zugleich 
die Zuſtimmung des zuſtändigen Reſſortminiſters 
zum Ausdruck zu bringen iſt. In allen Fällen der 
Verſetzung — auch dann, wenn dieſe nach Ziff. VII 
Abſ. 1 Satz 2 der Au UBeſt. vom 22. Februar 1935 
als „Ernennung“ gilt — bedarf es der Erteilung 
einer Entlaſſungsurkunde nicht. Bei Aushändigung 
des Verſetzungserlaſſes oder der Ernennungs⸗ 
urkunde iſt, gegebenenfalls im Einverſtändnis mit 
dem Reichsminiſter, aus deſſen Geſchäftsbereich 
der Beamte ausſcheidet, durch Begleiterlaß feſt⸗ 
zuſtellen, daß mit der Ernennung das bisherige 
Dienſtverhältnis beendet iſt. Lehrkräfte, die von 
nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen mit 
gleicher Eigenſchaft an ſtaatliche höhere Schulen 
berufen werden oder umgekehrt, erhalten keine 
Berufungsurkunde. Sie werden — unbeſchadet 
der beſtehenden Mitwirkungsrechte der Schulträger 
bei der Stellenbeſetzung — durch eine Verfügung 
in der oben angedeuteten Form verſetzt. Für die 
Berufung von Direktoren und Oberſtudienräten 
hat ſich der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung dieſe 
Verfügung vorbehalten, für Studienräte und Ober⸗ 
ſchullehrer aber auf die Oberpräſidenten und Reichs⸗ 
ſtatthalter bezw. den Reichskommiſſar für das 
Saarland übertragen (vergl. Runderlaß vom 
2. Januar 1936 — III d 3891/35 2 11 —, 
RMinAmtsbltſch Wiſſ. S. 60). Bei der Über⸗ 
nahme eines ſtädtiſchen Studienrats in den Staats⸗ 
dienſt infolge Verſetzung auf Grund des 8 5 BBG. 
bedarf die Berufung in das Beamtenverhältnis 
der Aushändigung einer Urkunde nicht. Es 
genügt, wenn dem Beamten in ſolchen Fällen 
im Einberufungsſchreiben mitgeteilt wird, daß 
er infolge ſeiner Verſetzung an eine ſtaatliche 
Schule nunmehr „unter Berufung in das Be⸗ 
amtenverhältnis“ als Studienrat einer ſtaatlichen 
Lehranſtalt übernommen worden iſt (vergl. Rund⸗ 
erlaß des R. u. Pr. Min. f. Wiſſ. uſw. vom 29. Ja⸗ 
nuar 1936 — 2 II a 25/36 E III d —, RMin.⸗ 
Amtsbltſch Wiſſ. S. 86). 


6. Die Ein weiſung eines Beamten in 
eine Planſtelle mit höherem Endgrundgehalt unter 
Beibehaltung der Amtsbezeichnung gilt nicht als 
„Ernennung“ im Sinne der Erlaſſe des Führers 
und Reichskanzlers. Sie iſt aber durch den zu⸗ 
ſtändigen Reichsminiſter auszuſprechen, ſofern es 
ſich um Beamte der Beſoldungsgruppen handelt, 
deren Ernennung ſich der Führer und Reichs⸗ 
kanzler oder der betreffende Reichsminiſter vor⸗ 
behalten hatten. Der Einweiſungserlaß hat z. B. 
zu lauten: 


e 


Hiermit weiſe ich Sie in eine freie 
F [Ritsbezeichnung) Stelle 
Der Grußype der Reichs⸗ (Landes⸗ 
Bejoldungsordnung mit Wirkung vom 
3 em. 


Der Reichsminiſter uſw.“ 


Die Reichsminiſter ſind ermächtigt, die Befugnis 
zur Einweiſung in die Planſtelle dem Reichs⸗ 
ſtatthalter zu übertragen, vorbehaltlich ihrer Zu⸗ 
ſtimmung im Einzelfalle. Der Reichs⸗ und Preu⸗ 
ßiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung hat von dieſer Ermächtigung hin⸗ 
ſichtlich der Lehrer Gebrauch gemacht (vergl. Rund⸗ 
erlag vom 2. Januar 1936 — E III d 3891/35 
2 II —, RMinAmtsblotſch Wiſſ. S. 60). Bei den 
übrigen Beamten hat diejenige Stelle die Ein⸗ 
weiſung vorzunehmen, die auch beſtimmungs⸗ 
gemäß die Ernennung vornimmt. 


7. Den nichtplan mäßigen B ea mten 
iſt bei ihrer Ernennung eine Urkunde auszuhändigen, 
die z. B. lautet: 


„Im Namen des Reichs 


Ich ernenne unter Berufung in das Be⸗ 
amtenverhältnis und dem Vorbehalt jeder⸗ 
eie e 
ZUM nee (Angabe der Dienſt⸗ 
bezeichnung) im Reichsdienſt — preußiſchen 
Landesdienſt —. 

Ich vollziehe uſw. Zugleich darf er des 
beſonderen Schutzes des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers ſicher ſein. 


Namens des Führers und Reichskanzlers: 
Der Reichsminiſter ufw.“ 


Sofern den Reichsminiſtern nachgeordnete Be⸗ 
hörden die Ernennung ausſprechen, richtet ſich 
die Schlußformel nach den Beſtimmungen zu 
Ziff. IV der Au UBeſt. vom 22. Februar 1935. 
Das gleiche trifft für die Ernennung von preu⸗ 
ßiſchen nichtplanmäßigen Beamten zu. (Wegen der 
Ernennung von Studienreferendaren zu Studien⸗ 
aſſeſſoren vergl. den Runderlaß des R. u. Pr. Min. 
f. Wiſſ. uſw. vom 2. Januar 1936 — FE III d 
3891/35 ZII — RMinAmtsbltſch Wiſſ. S. 60.) 


8. Haben ſich die Reichsminiſter die Er⸗ 
nennung zum kommiſſariſchen Be⸗ 
amten vorbehalten, ſo hat die Urkunde den⸗ 
ſelben Wortlaut wie bei den nichtplanmäßigen 
Beamten mit dem Hinweis, daß der Betreffende 
zzum kommiſſariſchen (Angabe der 
Dienſtbezeichnung)“ ernannt wird. Bei ander⸗ 
weitiger Verwendung von Beamten erfolgt ſie 
Bu einen Erlaß, der z. B. folgendermaßen 
autet: 
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ä — . — — ——ũ3b — 


e 


Ich beauftrage Sie mit der kommiſſariſchen 
Wahrnehmung der Dienſtgeſchäfte eines 
V, id 


Der Reichsminiſter uſw.“ 


VI. Schlußformeln. 


Die Ernennungs⸗ und Entlaſſungsurkunden 
werden in folgender Form vollzogen: 
1. im Reich (vergl. IV der Au Beſt. vom 
22. Februar 1935): 
a) bei Vollziehung durch die Reichsminiſter: 
„Namens des Führers und Reichskanzlers 
Der Reichsminiſten “ 
aa) „Name des Reichsminiſters“, oder 
bb) „In Vertretung: Name“, oder 
cc) „Im Auftrag: Name“, 
p) bei Vollziehung durch die nachgeordneten 
Reichsbehörden: 
„Namens des Führers und Reichskanzlers 
Für den Reichsminiſter 
Der (Dienſtſtellenleiter): Name“; 


2. in Preußen (vergl. Erlaß vom 11. Oktober 
1935 — GS. S. 136 —): 


a) bei Vollziehung durch die Miniſter: 
„Namens des Führers und Reichskanzlers 
Für den Miniſterpräſidenten 
Der Miniſter * 


Bücher und 


Die ſeeliſche Widerſtandskraft im modernen Kriege. 
Von Karl Pintſchovius. 


Oldenburg-Berlin 1936, Verlag Gerhard Stalling. 


„. . . und Herr der Zukunft, wer ſich wandeln 
kann.“ Dieſe Worte Stefan Georges ſind dem 
von einem jungen Wehrmachtspſychologen ge⸗ 
ſchriebenen Buch vorangeſtellt, das von den Wand⸗ 
lungen ſpricht, die der gewandelte Krieg im Menſchen 
hervorruft, das den Begriff des „Mutes“ dem der 
„ſeeliſchen Widerſtandskraft“ des denkenden und 
verſtädterten Menſchen gegenüberſtellt. Dieſer 
Begriffsunterſchied wird in einer pſychologiſchen 
Analyſe nachzuweiſen geſucht, die gerade einem 
Soldaten, der das Fronterlebnis des Mutes und 
der ſeeliſchen Widerſtandskraft gehabt hat, als viel 


aa) „Name des Miniſters“, oder 
bb) „In Vertretung: Name“ oder 
cc) „Im Auftrag: Name“, 


b) bei Vollziehung durch die nachgeordneten 


Behörden: 
„Namens des Führers und Reichskanzlers 
Für den Miniſterpräſidenten 
Im Auftrag des Miniſterns 
Der Regierungspräſident 
(Polizeipräſident oder dergl.) 
Name“; 


— 


3. in den außerpreußiſchen Ländern 
(vergl. IV der Au Beſt. vom 22. Februar 
1935): 


bei Vollziehung durch die Reichsſtatthalter: 


„Namens des Führers und Reichskanzlers 
Für den Reichsminiſter 
Der Reichsſtatthalter inn 
Name“, 


a 


— 


b 


— 


bei Vollziehung durch die Leiter einer dem 
Reichsſtatthalter nachgeordneten Behörde: 
„Namens des Führers und Reichskanzlers 
Für den Reichsſtatthalter inn i 
Der (Landes-) Miniſter 
Name“. 


In den Fällen 1b, 2b, 3a und 3b iſt eine 
Vollziehung der Urkunden durch den allgemeinen 
Vertreter zuläſſig. 


Zeitſchriften. 


zu weitgehend erſcheint, wobei der Verfaſſer von 
der Vorausſetzung einer Strategie der Verteidigung 
und des hinhaltenden Widerſtandes ausgeht und zu 
Schlußfolgerungen in bezug auf die militäxiſche 
Organiſation kommt, die überholt und mit unſeren 
heutigen Auffaſſungen ſchwer in Einklang zu bringen 
ſind. Es ſoll nicht geleugnet werden, daß dieſes 
Buch eines ſelbſt verſtädterten und ehrlich eine 
Löſung ſuchenden Menſchen wertvolle Anregungen 
beſonders zur Ergründung der Frage des Zuſammen⸗ 
hanges der Veiſtädterung des Menſchen und des 
Krieges gibt, daß es in dieſer Hinſicht ſich vorteilhaft 
von anderen Veröffentlichungen ähnlicher Art unter⸗ 
ſcheidet; aber es verliert ſich verſchiedentlich in eine 
dem einfach denkenden Soldaten nicht mehr ver⸗ 
ſtändliche Fachpſychologie und zeigt eine Über⸗ 
ſchätzung der pſychologiſchen Frageſtellung für den 
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modernen Krieg. 
das erhärten. 


Mut iſt nach dem Verfaſſer nicht mehr die allein 
entſcheidende Eigenſchaft des Mannes; er iſt eine 
Frühform, die im Handeln gipfelt. Mut iſt aktiv, 
bedenkenfrei, unverkrampft, impulſiv; ſeeliſcher 
Widerſtand dagegen iſt kompliziert, bildet ſich erſt 
aus Selbſtbeherrſchungs⸗ und Angſtbekämpfungs⸗ 
vorgängen, erfordert eine künſtliche Dauermobil- 
machung. Seeliſcher Widerſtand ſoll durch die Macht 
der Einſicht und des ſittlichen Wollens gegen das 
Erlebnis erzwungen werden; er iſt im weſentlichen 
Angſtüberwindung. Um gegen die dreifache Be⸗ 
drohung der ſeeliſchen Widerſtandskraft durch die 
militäriſche Waffenwirkung, die feindliche Propa⸗ 
ganda und den Wirtſchaftskampf erfolgreich an⸗ 
zugehen, bedarf es der Überwindung der Angſt, des 
Mißtrauens und des Hungers. 


Einzelne Bemerkungen mögen 


Der Krieg, der ſich im ſozialen Raum abſpiele, 
verlange in Zukunft eine andere geiſtige Beweglich⸗ 
keit des Feldherrn, der durch keine beſtimmten Pläne 
wie vor dem Weltkrieg vorbelaſtet ſein dürfe, den 
eigenen körperlichen Einſatz und die Berückſichtigung 
der drei Hauptgeſichtspunkte: der militäriſchen 
Operationen, der Rüſtungs⸗ und Verpflegungs⸗ 
maßnahmen und der pſychologiſchen Überprüfung 
der Lage. Mit den Formen des Krieges habe ſich 
das Soldatentum geändert; jeder Soldat müſſe 
heute den Leidensweg einer verkrampften Pflicht⸗ 
erfüllung und einer verbiſſenen Energiehaltung 
gehen. — Solche Leiſtungen hat es immer gegeben. 
Man denke nur an Friedrich den Großen. Nur 
macht ſie der moderne Krieg heute auf einer ſehr 
viel breiteren menſchlichen Grundlage erforderlich. 


Für den techniſchen Spezialiſten, der vor allem 
aus der Stadtbevölkerung genommen werden müſſe, 
bedeute der Mut wenig, die ſeeliſche Widerſtands⸗ 
kraft alles. Der Materialkrieg bleibe auch in der 
Zukunft entſcheidend, möge auch an einer Rückkehr 
zum Bewegungskrieg gearbeitet werden, der dann 
einen gewiſſen Auftrieb der alten ſoldatiſchen Trieb⸗ 
kräfte mit ſich bringen würde. In der ſeeliſchen 
Lage der Truppen ſeien heute dem Kriege enge 
zeitliche Grenzen geſteckt; einen Dauereinſatz gegen 
den Materialkrieg könne man auch durch die Furcht 
vor ſtrafrechtlichen Folgen nicht mehr erzwingen. 
Keine Armee könne ſich ein überzähliges Heldentum 
erlauben, der Führer müſſe ſeine Leute an ein 
möglichſt gewandtes Ausweichen vor der Gefahr 
gewöhnen, ohne daß die Verluſte zu groß und die 
ſeeliſchen Laſten zu untragbar würden! 


Dieſen bedenklichen Sätzen können wir ebenſo⸗ 
wenig beipflichten wie der Feſtſtellung, daß durch 
eine Befehlsbegründung, wie man ſie in Frankreich 
für zweckmäßig hält, die Selbſtändigkeit des Unter⸗ 
führers leiden würde. 


Der neuzeitliche Menſch, der durch die Ver⸗ 
ſtädterung an ſelbſtändiges Urteilen gewöhnt ſei, 
frage nach Gründen; der Schlüſſel zur Pflicht⸗ 
erfüllung liege in der Intelligenz, beim Denken. 
Dem habe der militäriſche Führer Rechnung zu 
tragen durch Vermittlung des Verſtändniſſes für die 
Kriegführung und Kampflage, durch einen Gefahren⸗ 


vermeidungsunterricht, durch eigene Sachkenntnis 
und Einſatzbereitſchaft. 

Den Wandlungen der neuen Zeit entſprechend 
müſſe ein Truppenführer an der Front „die ver⸗ 
feinerte Lebensrichtung des verſtädterten mit der 
Temperamentsintenſität des einfachen, durch 
primitive Natürlichkeit ausgezeichneten Mannes ver⸗ 
binden“; Bedingungen, die in der Regel nur begabte 
Menſchen zyklothym⸗integrierter Gefügeform er⸗ 
füllen; noch mehr trete das Denktemperament an 
der heimatlichen Kampffront in den Vordergrund. 
Der Wehrgedanke müſſe den Kriegsgedanken ver⸗ 
drängen. — Man könnte das alles wohl auch ſehr 
viel einfacher ausdrücken! 


Abwegig und mißverſtändlich erſcheint uns, 
wenn ſich der Verfaſſer dem Urteil von Hentigs 
anſchließt, daß der neue Feldherrntyp „ein mili⸗ 
täriſcher Pſychologe ſein muß, am beſten ein Kriegs⸗ 
feind, der nur deshalb Krieg führt, weil er durch 
nichts mehr zu vermeiden iſt“. 


Gewiß iſt richtig, daß echte Widerſtandskräfte 
nur auf dem Grund der Kultur (wir ſagen wohl 
beſſer: Weltanſchauung) wachſen und nicht dauerhaft 
gebildet werden durch theoretische Wertbelehrungen, 
vaterländiſchen Unterricht, das Dienſtjahr, den 
Kaſernenhof. Aus dieſen Betrachtungen kommt 
dann Pintſchovius zu der organiſatoriſchen Forde- 
rung eines kleinen Berufsheeres, des Qualitäts⸗ 
heeres der Techniker, mit dem das Heer unabhängig 
von den Maſſen werde, in dem die Auswahl der 
Mannſchaften durchführbar wäre, welche die Sicher⸗ 
heit der Staatstreue in der Stunde der Entſcheidung 
in ſich trügen (nach Buchfink). Der pſfychologiſche 
Sachverhalt dränge dazu, eine kleine Stoßarmee 
zu befürworten, wogegen das Mißverhältnis zu 
den Rüſtungen der Nachbarſtaaten kein Gegen⸗ 
beweis ſei. 

„Wenig Störungsquellen und eine ſelbſtändige 
ſtrategiſche Idee, die neue Formen und Lagen 
entwickelt — das ſind die militäriſchen Richtpunkte 
der Zukunft. Noch nie hingen Wehrhaftigkeit und 
Sicherheit ſo ſehr von geiſtigen Tatſachen und von 
einer vorſichtigen Ausbeutung des pfychologiſchen 
Moments ab wie heute. So nahe waren ſich Wiſſen⸗ 
ſchaftler, Staatsmann und Feldherr in ihren Auf⸗ 
gaben noch nie.“ 


Das Buch ſchließt dann mit der Feſtſtellung, 
daß der Kultusminiſter als Treu⸗ 
händer der Denkwaffe mit ſeiner 
Erziehungsarbeit am früheften ein⸗ 
eben müſſe, damit der Gegner ſchon im 
Frieden geiſtig überflügelt würde. Man kann es 
wohl nicht anders denn als eine Mahnung an die 
heutige Zeit auffaſſen, wenn Pintſchovius mit den 
Worten ſchließt: „Maßhalten in den politiſchen 
Vorſtellungen, das Neue erkennen und verarbeiten, 
zugleich aber auch das Mögliche und Notwendige 
unter dem Vorzeichen der Idee als feſtes Ziel mit 
eiſerner Meinung wollen — das iſt der Wappen⸗ 
ſpruch dieſer Probleme . ... Jeder Tag hat feine 
eigene Lehre.“ — 

Bei dem enttäuſchter, mündiger, kritiſcher, nach- 
denklicher gewordenen Volk (S. 172) könnten alte 
Wertvorſtellungen und Maßſtäbe nicht ſchematiſch 
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auf Gegenwart und Zukunft übertragen werden. — 
Denn nur der Wandlungsfähige wird Herr der 
Zukunft ſein. 

Für die Organiſation einer Wehrmacht aber 
werden wie bisher immer noch militäriſche Gründe, 
Waffentechnik, Taktik, Strategie, Rückſicht auf den 
möglichen Gegner in erſter Linie maßgebend ſein 
und nicht fo ſehr pſychologiſche Erwägungen. Die 
in dem Buche von Pintſchovius angeſtellten pſycho⸗ 
logiſchen Betrachtungen ſcheinen nicht mehr ganz 
mit unſeren heutigen militäriſchen und politiſchen 
Anſchauungen übereinzuſtimmen und damit ſeinem 
eigenen Motto gerecht zu werden. 


Wir nehmen wieder einmal unſeren alten Clauſe⸗ 
witz zur Hand und leſen nach, was er im dritten 
Kapitel des erſten Buches über die Anlagen des 
Verſtandes und Gemütes, über Mut und Ent⸗ 
ſchloſſenheit, über Standhaftigkeit, Gemüts⸗ und 
Seelenſtärke und über die Amphibiennatur des 
Nervenſyſtems geſchrieben hat, das ihm ein dunkles 
Feld iſt, auf dem er mit ſeiner ſchwachen Philoſophie 
nichts zu ſuchen hätte, und bewundern die Schärfe 
ſeiner Gedanken und die Einfachheit ſeiner Sprache. 


Berlin. O. v. Nieder mayer. 


Schickſal SA. 


Die Deutung eines großen Ge⸗ 
ſchehens von einem, der es ſelbſt 
erlebte. 


Von Fritz Stelzner. 
München 1936, Zentralverlag der NSDAP., Franz 
Eher Nachf. 


209 Seiten. Gebunden 3 RM. 


Das Werk iſt dem Sturmführer Hans Eberhard 
Maikowsky gewidmet, der am Tage der Macht⸗ 
übernahme durch den Führer, am 30. Januar 1933, 
nach dem großen Aufmarſch der Berliner SA. von 
Bolſchewiſten ermordet wurde. Unter dem Namen 
Hans Suren iſt Maikowsky eine der dargeſtellten 
Hauptperſonen. 

In dem Buch iſt das Schickſal der SA. ohne 
Schminke dargeſtellt. Nicht nur der äußere Kampf, 
ſondern vor allem der innere Kampf, den jeder der 
alten SA.⸗Männer, der ſelbſt viele Jahre hindurch 
an der Front des Kampfes ſtand, durchgemacht hat. 
Keinem von ihnen blieben dieſe ſeeliſchen Kämpfe 
erſpart, jeder mußte ſich durch dieſe und viel mehr 
Widerſtände hindurchringen, um entweder als den 
Anforderungen nicht gewachſen abzutreten oder 
aber um aus dieſen inneren Kämpfen jedesmal noch 
ſicherer und gefeſtigter in feiner ganzen Haltung 
hervorzugehen. Gerade durch dieſe inneren Kämpfe 
erhielten die alten SA.⸗Männer den Schliff, der 
jeden von ihnen, der dieſe Proben in den langen 
Kämpfen überſtanden hat und nicht bloß Mitläufer 
blieb, ſeinen Kameraden, die ſpäter hinzukamen, 
an Härte und Unerſchütterlichkeit im Glauben an 
den Nationalſozialismus überlegen macht. 


Nichts hat uns das Schickſal aus Gnade geſchenkt, 
alles hat ſchwer errungen werden müſſen! Und 
wenn einer einmal ſchwach zu werden droht, dann 
denkt er an die unermeßlichen Opfer an Blut und 
Not aus der Kampfzeit, an die Toten und unzähligen 
Verwundeten. Und alle Schwäche iſt vorbei! Die 
Toten der Bewegung mahnen uns aber auch an die 
Pflicht, überall und immer, jeder an ſeinem Poſten, 
an den ihn Partei und Beruf geſtellt haben, darüber 
zu wachen, daß die Revolution weiter vorwärts⸗ 
getrieben wird und daß alle Gebiete ſowohl unſeres 
völkiſchen Lebens als auch des Lebens jedes einzelnen 
immer ſtärker durch eine nationalſozialiſtiſche Haltung 
geſtaltet werden. 


Das Buch Stelzners iſt aber nicht nur für die 
alten Rabauken beſtimmt, im Gegenteil, diejenigen, 
die ſpäter hinzugekommen ſind, können hier manches 
von den Kämpfen, vor allem den inneren Kämpfen 
der alten SA. erfahren. Auch ſie werden, wenn ſie 
es ehrlich meinen, ſolche Kämpfe zu beſtehen haben. 
Und vielleicht hilft ihnen dieſes Buch in kritiſchen 
Zeiten, die immer einmal wieder kommen, ſich zu 
der Härte und weltanſchaulichen Feſtigung durch⸗ 
zuringen, die ein großer Teil der alten National⸗ 
ſozialiſten bereits hat. In dieſem Zuſammenhang 
gilt es ferner auch derer zu gedenken, die in der 
heutigen ſchnellebigen Zeit bereits vergeſſen haben, 
daß die SA. es war, die als politiſche Soldaten des 
Führers das Dritte Reich erkämpft haben, als ſie 
noch glaubten, über den kleinen SA.-Mann wegen 
ſeines unvorſichtigen Fanatismus mitleidig lächeln 
zu können. 


Das Buch iſt ausgezeichnet, ſchlicht und ohne 
Schönfärberei. Ohne die Arbeit durch das Folgende 
irgendwie in ihrem Wert herabmindern zu wollen: 
M. E. hätte am Schluß des Buches als Aufgabe 
der SA. ſtärker hervorgehoben werden müſſen, daß 
der SA.⸗Mann auch in ſeinem Beruf ſich überall 
als nationalſozialiſtiſcher Vorkämpfer zu fühlen und 
zu betätigen hat. Genau ſo, wie er früher überall 
als der nationalſozialiſtiſche Propagandiſt auftrat und 
verſuchte, die Volksgenoſſen für ſeine Welt⸗ 
anſchauung zu gewinnen, ſo muß er heute beſtrebt 
ſein, überall und vor allem in ſeinem Beruf eine 
vorbildliche nationalſozialiſtiſche Haltung einzu⸗ 
nehmen. In jedem Berufe findet ſich für jeden 
immer wieder die Gelegenheit, ſeine kämpferiſche 
Haltung unter Beweis zu ſtellen, man muß, aller- 
dings ohne jeden Krampf, nur das Ziel erkennen. 
Allgemeingültige Richtlinien laſſen ſich nicht auf⸗ 
ſtellen. Aber der iſt kein SA.⸗Mann, der in ſeinem 
privaten Beruf genau ſo iſt wie all die andern 
ſeiner Kollegen. Iſt er ein wirklicher SA.⸗Mann, 
ein nationalſozialiſtiſcher Kämpfer, ſo wird er auch 
in ſeinem Betrieb, bei ſeiner Behörde oder wo er 
ſonſt beſchäftigt iſt, zunächſt vielleicht allein, aber 
bald zuſammen mit Gleichgeſinnten, einen national⸗ 
ſozialiſtiſchen Stoßtrupp bilden und mithelfen, auf 
ſeinem Arbeitsplatz die nationalſozialiſtiſche Re⸗ 
volution vorwärtszutreiben. 


Berlin. Wa e eee 
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Luftfahrt und Schule. 


Zeitſchrift zur Förderung der Luftfahrt und des 
Luftſchutzes an deutſchen Schulen. 


Verlag C. J. F. Volckmann Nachf. G. m. b. H., 
Charlottenburg. 


Der Referent für Luftfahrt und Luftſchutz im 
Reichserziehungsminiſterium, Oberregierungsrat 
Helbig, gibt in Zuſammenarbeit mit dem eigenen 
Miniſterium und dem Reichsluftfahrtminiſterium 
ſeit Oktober 1935 mit jährlich 12 Heften die oben⸗ 
genannte Zeitſchrift heraus. 


Die Begründung dieſer Zeitſchrift war eine 
dringende Notwendigkeit; denn der Luftfahrterlaß 
des Reichserziehungsminiſteriums R U III/ 10 vom 
17. November 1934, der die Pflege des Luftfahrt⸗ 
gedankens in den Schulen auf allen Gebieten des 
Unterrichts zur größten Pflicht macht, führt die 
Erzieher in ein Neuland, das ſie ſich ſelbſt erſt nach 
Inhalt und Umfang erſchließen müſſen, um dann 
zum Wegweiſer für die deutſche Jugend zu werden. 
Die Förderung aller Fragen der Luftfahrt, die 
Erfaſſung des für die Fliegerei ſowie für den tech⸗ 
niſchen und wiſſenſchaftlichen Betrieb geeigneten 
Nachwuchſes iſt fo brennend und im völkiſchen Sinne 
ſo lebenswichtig, daß ſchleunigſte und gründlichſte 
Arbeit geboten iſt. 


Es mußte darum ſofort eine Ausſprache über 
die verſchiedenen Wege, die zu dem geſteckten Ziel 
hinführen, einſetzen; es müſſen ſtändig die Er⸗ 
fahrungen zur gegenſeitigen Anregung ausgetauſcht 
werden. Dabei ſind alle Gebiete zu berückſichtigen, 
die techniſchen und wiſſenſchaftlichen Grundlagen 
ebenſo wie die praktiſche Arbeit im Bau von Flug⸗ 
modellen, Segelflugzeugen und flugphyſikaliſchen 
Apparaten, ferner die Geſchichte und Bedeutung 
der Luftwaffe und Verkehrsluftfahrt. Neben der 
Beherrſchung der Sachgebiete iſt die methodiſche 
Übermittlung wichtig. Das alles drängt neben aller 
bisherigen Arbeit neu auf den Erzieher ein. 


Inzwiſchen geht die Entwicklung in einem un⸗ 
geahnten Tempo voran, die Leiſtungen auf allen 
Gebieten der Fliegerei ſteigern ſich, die Nationen 
wetteifern und überbieten ſich. Die Jugend be⸗ 
geiſtert ſich dafür und will natürlich den neueſten 
Stand der Dinge wiſſen. Dadurch erhält der 
Unterricht dann eine Lebendigkeit und Lebensnähe, 
die auch ſeiner Wirkung gewiß iſt. 


Da muß aber ein Organ vorhanden ſein, das 
dem Erzieher das notwendige Material an die Hand 
gibt. Unmöglich kann er es ſich erſt aus der ver⸗ 
ſchiedenſten Fachliteratur heraus zuſammenſuchen. 
So hat die Zeitſchrift eine große und ver⸗ 
antwortungsvolle Aufgabe. 


Die bisher erſchienenen Hefte erfüllen in vollem 
Maße unſere Erwartung. Die langjährige und viel⸗ 
ſeitige Erfahrung des Herausgebers gewährleiſtet 
das auch für die Zukunft. Er erübrigt ſich, den 
bisherigen Inhalt kurz zuſammenzufaſſen; aus den 
genannten Gründen muß doch jeder Erzieher die 
Hefte gründlich durcharbeiten. Für jedes Fach 


findet er hier Anregung und Vertiefung. Die 
Zeitſchrift „Luftfahrt und Schule“ darf darum in 
keiner Schule fehlen. 


Berlin⸗Lichterfelde. Dr. Franz Braun. 


Rechts⸗ und Staatsphilo ſophie. 
Von Wilhelm Sauer. 


Verlag Ferdinand Euke, Stuttgart. 
508 Seiten. Geheftet 24 RM, gebunden 26 RM. 


Das Buch will nach dem Vorwort des Ver⸗ 
faſſers einen Beitrag liefern zur Klärung und Ent⸗ 
ſcheidung einiger Hauptfragen der Rechts⸗ und 
Staatsphiloſophie. Die einheitliche Grundlage für 
ſeine Betrachtung ſieht Sauer in der Lehre von den 
Wertmonaden, die er als „Kulturſchöpfer“, als 
„Kulturerreger“ den kulturzerſetzenden Kräften, den 
„Deliktsmonaden“ als Kriminalitätserregern ent⸗ 
gegenſetzt (S. 434). Dementſprechend iſt der Staat 
für ihn Kulturſtaat, „er hat die Tendenz zur Kultur“ 
(S. 213). Das Recht iſt ihm „ein für die kulturellen 
Gemeinſchaftsziele gemäß ſtaatlichem Auftrage ein⸗ 
geſetztes Wertſtreben“ (S. 358). An das Ende ſeines 
Werkes ſtellt der Verfaſſer „Leitſätze eines euro⸗ 
päiſchen Programms“, welche die Grundlagen für die 
Bildung einer europäiſchen Kulturgemeinſchaft auf⸗ 
zeigen und zu ihrer Verwirklichung aufrufen wollen. 


Das Buch iſt zu umfangreich, als daß hier auf 
mehr als einige Einzelheiten hingewieſen werden 
könnte. 

Der Verfaſſer hat nach ſeinen eigenen Angaben 
(S. V) an den von ihm in ſeinen früheren Werken 
vertretenen Anſichten nur wenig geändert. Der 
Bedeutung der Raſſe legt er wie bisher nur geringen 
Wert bei. Wenig erfreulich iſt es, wenn der Ver⸗ 
faſſer das neue völkiſche Staatsdenken der ſozio⸗ 
logiſchen Lehre des demokratiſchen Staatsrechts⸗ 
lehrers G. Jellinek entſprechen läßt (S. 210). Kenn⸗ 
zeichnend iſt ferner die Verherrlichung des Libera⸗ 
lismus, durch den „nur“ die Großtaten eines 
Goethe, Schiller, Kant, Beethoven, Wagner, 
Friedrich des Großen, eines Stein, Bismarck und 
der Aufſtieg des preußiſchen Großſtaates ermöglicht 
worden wären, was, wie der Verfaſſer glaubt ſagen 
zu müſſen, „heute unter anderen politiſchen Ver⸗ 
hältniſſen gar zu leicht vergeſſen wird“ (S. 43). 
Hieraus und aus der eindringlichen Warnung vor 
den Gefahren des Führertums (S. 318 ff.), der 
Bemerkung, daß ſeit 1933 in Deutſchland ein Führer⸗ 
kult gefördert werde (S. 316) und „der Einzelne 
mag aus politiſchen Gründen nachgeben, vielleicht 
um im ſtillen weiterzuwirken und wenn ſeine Stunde 
gekommen iſt, hervorzutreten“ (S. 148), ergibt ſich 
eindeutig die Tendenz des Buches und damit ſeine 
Beurteilung. Dieſe Schrift iſt reſtlos abzulehnen. 


Danzig. Klaus Kriſtandt. 
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Blutſchutz⸗ und Ehegeſundheitsgeſetz. 


Dargeſtellt, mediziniſch und juriſtiſch erläutert von 
Dr. med. Gütt, Miniſterialdirektor im Reichs⸗ 
miniſterium des Innern, Dr. med. Linden, 
Miniſterialrat im Reichsminiſterium des Innern, 
und Amtsgerichtsrat Maßfeller im Reichs⸗ 
juſtizminiſterium. 


München 1936, J. F. Lehmanns Verlag. 
354 Seiten. Preis 9,60 RM. 


„Der Menſch, der die Raſſengeſetze verkennt und 
mißachtet, bringt ſich um das Glück, das ihm beſtimmt 
erſcheint!“ Mit dieſem Ausſpruch des Führers in 
ſeinem grundlegenden Werk „Mein Kampf“ leiten 
die Herausgeber ihre Arbeit ein. Sie ſind bei der 
Bearbeitung dieſer Geſetze und der dazugehörenden 
Ausführungsbeſtimmungen maßgeblich beteiligt ge⸗ 
weſen und daher zur Auslegung dieſer Beſtimmungen 
beſonders berufen. 


Zunächſt wird ein Überblick über die Ziele der 
deutſchen Bevölkerungs⸗ und Raſſenpolitik gegeben. 
Dann folgt der Wortlaut der beiden Geſetze nebſt 
Durchführungsverordnung. In den Erläuterungen 
ſind nicht nur die beſtehenden Eheverbote dargeſtellt 
worden, vielmehr wird darüber hinaus eine all⸗ 
gemeine Eheberatung in den Hauptfragen gegeben. 
Aufgabe dieſes Werkes ſoll es ſein, die auftretenden 
Fragen ſo weit zu klären, daß Standesbeamte, Ge⸗ 
richte, Geſundheitsämter und Erzieher einen Weg⸗ 
weiſer für ihre verantwortungsvolle Arbeit erhalten. 
Im Anhang werden das Reichsbürgergeſetz nebſt 
Verordnungen, Überſichtstafeln und die zum Blut⸗ 
ſchutz- und Ehegeſundheitsgeſetz ergangenen Erlaſſe 
wiedergegeben. 

Die Ehe iſt nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung 
die natürliche Keimzelle der kommenden Geſchlechter 
unſeres Volkes. „Die Ehe kann nicht Selbſtzweck 
ſein, ſondern muß dem einen größeren Ziele der 
Vermehrung und Erhaltung der Art und der Raſſe 
dienen. Nur das iſt ihr Sinn und ihre Aufgabe.“ 
(Adolf Hitler: „Mein Kampf“.) Dieſem Streben 
ſollen das vorliegende Werk und die ihm zugrunde 
liegenden Geſetze des Dritten Reiches dienen. 


Berlin. Kurt Krüger. 


Germaniſche Rechtsgeſchichte. 
Ein Grundriß. 
Von Claudius Frhr. von Schwerin. 


Berlin 1936, Verlag Junker & Dünnhaupt. 
241 Seiten. 


Dieſer Grundriß gibt in allgemein gehaltener 
Form und ſachlich zuſammengedrängter Darſtellung 
dem Anfänger, für den das Buch hauptſächlich 
beſtimmt iſt, einen leichten Überblick über die Ent⸗ 
wicklung der Rechtsgeſchichte in den germaniſchen 
Ländern. Zahlreiche Vergleiche über die verſchiedene 


Entwicklung ein und desſelben Rechtsgedankens in 
den einzelnen germaniſchen Stämmen und Ländern 
erleichtern das Verſtändnis für dieſes Gebiet. 
Außerdem zeigt der Grundriß auch die ſtetigen 
eigennützigen Verſuche der Kirche, die ihren Geiſt 
dem germaniſchen Rechtsleben aufzudrängen ſuchte, 
und macht auf den unterſchiedlichen Erfolg auf⸗ 
merkſam, den dieſe Verſuche bei den germaniſchen 
Völkern hatten. Die Neuzeit wird in dieſem Buch, 
das die Zeit bis zum Jahre 1919 behandelt, ab⸗ 
ſichtlich nur ſehr kurz dargeſtellt. 


Berlin⸗Steglitz. Dr. Kurt Stahn. 


Himmelskunde bei den Germanen. 
Von Joſeph Hogrebe. 
Frankfurt⸗Berlin 1936, Verlag Otto Salle. 


Das Buch ſtützt ſich in der Hauptſache auf die 
große Arbeit von Reuter, der eine erſtaunliche Fülle 
von Tatſachen zuſammengetragen und unterſucht 
hat. Hogrebe bietet uns für die wichtigſten Denk⸗ 
mäler der vor- und frühgeſchichtlichen Himmelskunde 
der Germanen die rechneriſchen Unterlagen. Er gibt 
in der Hauptſache dem Mathematiker die Möglichkeit, 
ſich über die Zuverläſſigkeit wichtiger Ergebniſſe 
eine Vorſtellung zu machen und ſie an Hand der 
gegebenen Zahlangaben nachzuprüfen. Eine große 
Reihe Aufgaben ermöglicht es, dieſe Zeugniſſe 
germaniſchen Könnens auch in den mathematiſchen 
Unterricht einzubauen. 


Wenn man bisweilen „im erſten Eifer der 
Phantaſie über Gebühr Raum gegeben hat“ 
(R. Müller), ſo wird man jetzt doch vielleicht mit 
Profeſſor Hopmann bekennen: „Unter dem Eindruck 
der Zahlen wurde ich allmählich von einem Gegner 
der Ortung zu einem Befürworter.“ 


Berlin. Dr. Scheer. 


Puck Silberbein. 
Neue Märchen aus neuer Zeit. 
Von Eliſabeth Heinſick. 
Mit farbigen Bildern von Hohnhauſen-Schwarz. 
Zeichnungen von Lilo Naegele. 


Leipzig 1936, Helingſche Verlagsanſtalt. 
151 Seiten. Preis 3,60 RM. 


Märchenbücher üben nach wie vor eine große 
Anziehungskraft auf alt und jung aus. Eliſabeth 
Heinſick hat mit ihren Kunſtmärchen der deutſchen 
Jugend — aber auch den Erwachſenen — ein Ge⸗ 
ſchenk dargebracht, das weiteſte Anerkennung ver⸗ 
dient; denn von dieſen Märchen geht ein eigenartiger 
Reiz aus. Ganz zart werden aber auch Probleme 
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unſerer Zeit behandelt und dem kindlichen Gemüte 
nahegebracht. Auch der Erwachſene wird dieſes 
Erſtlingswerk der Verfaſſerin nicht eher aus der 
Hand legen, bevor er nicht ſämtliche zwölf Märchen 
durchgeleſen hat, die voller Spannung und von 
innerer Wärme erfüllt ſind. 


Berlin. Dr. Rudolf Kummer. 


Anſer Dorf⸗ und Heimatbuch. 
Von W. Gail. 
Verlag Moritz Dieſterweg, Frankfurt a. M. 


Die Führung der Schulchronik iſt im § 10 der 
Allgemeinen Beſtimmungen vom 15. Oktober 1872 
angeordnet worden. Im Laufe der Zeit wurde 
wiederholt verſucht, hierfür ein beſtimmtes Schema 
vorzuſchreiben. Doch ſind dieſe Vorſchläge faſt 
ausnahmslos geſcheitert, weil dadurch leicht an 
lebendiger und ungekünſtelter Darſtellung verloren⸗ 
geht, was an Überſichtlichkeit gewonnen wird. 
Darum ſind diejenigen Schulchroniken die wert⸗ 
vollſten, die beides miteinander vereinen. 


Auch der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des 
Innern ſieht in ſeinem Runderlaß vom 31. Oktober 
1936 — V a I 820/36 —, in dem die Anlegung einer 
Gemeindechronik empfohlen wird, von 
bindenden Anordnungen über die Ausgeſtaltung ab 
und überläßt dies im einzelnen den Gemeinden. — 
Die Lehrer haben ein Intereſſe daran, daß mit der 
Dorfchronik gleichzeitig die Belange der Schule 
gefördert werden. Schul- und Dorſchronik müſſen 
ſich ergänzen. In vielen Fällen wird der Lehrer 
der Bearbeiter der Dorfchronik ſein. — Geſchlechter 
kommen und gehen. Schneller als vom kultur⸗ und 
ſchulpolitiſchen Standpunkt erwünſcht iſt, wechſeln 
die Lehrer in ihren Stellen. In Zukunft ſoll ver⸗ 


mieden werden, daß ſo manche fleißige heimat⸗ 
kundliche Forſchung des Lehrers verſickert. 

Dazu möchte auch das „Dorf⸗ und Hausbuch“ 
von W. Gail mithelfen. Rein äußerlich betrachtet, 
bringt es durch ſeine Klemmappe etwas Neues. 
Die Einrichtung geſtattet eine fortwährende Er⸗ 
weiterung der einzelnen Untergliederungen, ohne 
den Bearbeiter dadurch zu binden. Durch eine 
ſachgemäße Einteilung, wie z. B. Die ſtändiſche 
Kultur, Die Hausfamilie, Die Sippe, Dörfliche 
Berufe uſw., und durch die beigegebenen Formulare 
wird die Bearbeitung der Dorfchronik erheblich er⸗ 
leichtert werden. 


Berlin. W. Thies. 


Jahrbuch der Lehrer der höheren Schulen 1937 
(Kunze⸗Kalender). 


Die Zeichnungsliſten für den 44. Jahrgang 
(1937/38) ſind Mitte Januar an die Direktoren 
(Direktorinnen) ſämtlicher höheren Schulen verſandt 
und zum 1. Februar zurückerbeten worden. Sollten 
die als Druckſache verſandten Fragebogen hier und 
da nicht angekommen ſein, ſo werden die Direktoren 
(Direktorinnen) gebeten, neue Vordrucke beim 
Verlag (Trewendt & Granier, Breslau 1, Albrecht⸗ 
ſtraße 15) oder beim Herausgeber (Oberſtudienrat 
Dr. Simon, Berlin-Steglitz, Breite Straße 1) an⸗ 
zufordern. 


Berichtigung. 


In Heft 1/1937 muß es heißen: 

auf Seite 11“, linke Spalte, unter Nr. 8 ſtatt 
„Andruß“ „Andräß“, 

auf Seite 13*, linke Spalte, unter XIV Nr. 5 
ſtatt „Straßen“ „Strahlen“. 


